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,, Feldrnesser betrügen "

Das 18. Jahrhundert ist die Entstehungszeit der Universal-Enzyklopädien im

modernen Sinne, die das gesamte'§Tissen ihrer Zeit erfassen wollen und über'

wiegend für die ,,gebildeten Stände" bestimmt sind. Die französisöe Enzyklopädie

von Diderot und die Encyclopaedia Britannica werden riötungsweisend. In

Deutschland entsteht zur gleidten Zeit als Sonderform das Konversationslexikon,

das für breitere Schidrten gedadrt ist. Daneben gibt es Spezial-Enzyklopädien und

Lexika für einzelne Teilgebiete mit gelegentlicl'r recht kuriosem Inhalt. So verfaßte

der ,,Rath und Amtmann" D. George Paul Hönns aus Coburg damals ein ,,Betrugs-

Lexicon", worin - wie er denTitel ergänzte - ,,die meisten Betrügereyen in allen

Ständen, Nebst denen darwider mehrentheils dienenden guten Mitteln entded<et

werden. " §?'ir können es uns verständlicherweise nicht versagen, darin naclhzulesen,

was dieser Verwaltungsmann unter dem Stidrwort ,,Feldmesser" - ein anderes

auf unser Fadr bezogenes gibt es nidrt - vermerkte. §7'as er hierzu ermitteln

konnte, ist erfreulidrerweise verhältnismäßig mager, wenn man den Vergleidr zu

einigen sehr viel angeseheneren Ständen und audr zu einigen Minderheiten zieht.

Kaspereit
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Feldmesser betruegen: 1) Wenn sie beyAusmessung unwegsamer Oerter, um sidr
eine Muehe zu ersparen, und die vielen Berge nidrt alle ersteigen zu duerffen,
zwar einigeAeckerweit ausmessen, im uebrigen aber quid pro quo anzeigerr, uncl
docl, dabey vorgeben, daß sie alles ausgemessen haetten. 2) §7'enn sie mehr Aedicr
anzeigen, als ein Flecft Holtz oder Stueck Landes wuerddidr hat, damit, wann
mit ihnen nadr dem Ad<er gedungen worden, sie desto mehr Ausmesser-Lohn
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bekommen moegen. 3) §ü'enn sie sich von denen, so das Holtz Ad<erweis kauffen,

bestechen lassen, und mehr zu einem Ad<er schlagen, als die Meß-Ruthe ausweiset.

4) §/enn sie denen Besitzern des Holtzes zum besten die Aed<er vom Holtz kleiner

madren, als sie von Recjhts-wegen seyn solten. 5) Wenn sie bey dem Ruthen-

sdrlagen nicht selbst Hand anlegen, sondern soldre Arbeit einem andern ueberlassen,

und ällein, was der ihnen gesaget, darnach im calculiren gehen, und gleidlwol
hernach vorgeben, es sey alles von ihnen selbst ausgemessen worden.

Mittel : Daß man die Aed<er iezuweilen durdr unpartheyische und der Sad.re verstaendige
L;;ä*i.a;. nidr-"rr.r, Iasse, und auf Beffnden einei Betrugs soldre Feldmesser nadr-
druecl<lidr bestrafe, oder gar von ihrem Amt setze.

:;'(r
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Putte mit Meß- und Kartiergerät.
Stafiage zur Kartusdre einer Karte von Marienburg (Hildesheim) mit Feldmark. 17. Jahrh.

\ü?'iedergabe der Staffagen

mit freundlidrer Genehmigung des Niedersädrsischen Hauptstaatsarchivs, Hannover.



Verf ahren z ur verei nf acl-r ten kata ster- und grundbu chted'r n isc} en
Abwid<lung des freiwilligen Landtausches

Von Vermessungsassessor §üri n te r, Katasteramt Hannover

Die versdrärften §Tettbewerbsbedingungen der Landwirtsdraft in der E\7G erfor-
dern sdrnellwirksame Maßnahmen zur verbesserung der Agrarstruktur. Neben dem
behördlidl geleiteten besdrleunigten Zusammenlegungsverfahren nadr s 91 FlurbG
eignet sidr hierzu insbesondere der freiwillige Landtausdr als privatredrtlidres Tausdr-
verfahren zur Zusammenlegung land- und forstwirtsdraftlidr genutzter Grundstüd<e.

§7ililige Landwirte können sich auf diesern §flege selbst.helfen, ohne die mit zahl-
reid-ren Flurbereinigungsverfahren bereits überlasteten Kulturämter in Ansprudr
nehmen zu müssen.

AIIein den Kataster- und Grundbudrämtern entsteht durdr die imZuge eines soldren
Verfahrens zu bildenden Absplisse und deren ansdrließende Vereini-gung ein hoher
Arbeitsaufwand, der bei Zusammenarbeit aller Stellen vermeidbar ist.

Rid-rtungweisend in dieser Hinsidrt ist ein vom Katasteramt in Syke zusammen mit
dem Grundbuchamt entwickeltes und bereits erfolgreidr durdrgeführtes Verfahren
zur vereinfadrten kataster- und grundbudrted-rnisdren Abwiddung des freiwilligen
Landtauschs.

Grundlage des Verfahrens ist ein unter den Beteiligten gesdrlossener Tauschvertrag,
in dem_alle Veränderungen auf der Grundlage gegenseiiiger vereinbarungen .edrti-
verbindlidr und unwiderruflidr festgelegt und die ftir die kataster- und frundbudr-
tedrnisdre Abwicklung erforderlidren sdrritte beantragt und bewilligt *.iden.

l. Tausdrplan

Der Tausdrplan entsteht als Ergebnis von verhandlungen eines sog. Helfers (2. B.
Landwirtsdraftskammer) mit den in Frage kommenden Tausdrpartneä sowie mit den
Beredrtigten bezüglidr Haftentlassung. Der Tausdrplan sälfl die Agrarstruktur
wirkungsvoll verbessern.

2. Katastertedrnisdre-Abwi&lung

Anstelle von Fortführungsvermessungen wird eine Neuvermessung der Abffndungs-
flurstücke entspredrend dem Tausd,plan vorgesehen. Die Einwurfsflurstüd<e gehin
unterr an ihre Stelle ffeten die Abffndungsflurstüd<e. Es werden keine Absplisse ge-
bildet.

3. Crundbudrtedrnisdre Abwi&lung

a) Absdrreibung und Haftentlassung.
In den Grundbüdr,ern der Tauschpartner werden die in die Tauschmasse einzu-
werfenden Flurstücke als selbst'ändige Grundstüd<e eingetragen. Da lastenfreier
Ubergang der Tausdrflädren vorgesehen ist, beantragen und bewilligen die Be-
redrtigten zuvor die Entlassung der Tausdrflurstüd<e aus der Pfandhaft.
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b) ubertragung auf ein gemeinsdraftlidres Grundbudr und vereinigung.

Die lastenfrei abgesdrriebenen Tausdrgrundstüd<e werden unter Bildung-von Mit-

Jg."arr" zu Brüdrteilen auf ein gemiinsdraftlidtes Grundbudrblatt übertragen

uid do.a im Bestandsverzeidrnis unter einer lfd. Nr. vereinigt. Die gesamte

Tausdrmasse ist nun ein Grundstü& im Redrtssinne'

c) Teilung entspredrend Neuvermessung.

Im Bestandsverzeid'rnis des gemeinsdraftlidren Grundbrrdrblattes werden die

durdr die Neuvermessung eritstandenen Eigensd'raftsangaben der neuen Flur-

rtrlid." .irg.führt und da-s Gesamtgrundstüd< in die vereinbarten Zuteilungs'

grundsttid<e geteilt.

d) Absdrreibung, Bestandteilzusdrreibung und Mithaftvermerke'

Die Zuteilungsgrundstüd<e werden von dem _gemeinsdraftlid'ren 
Grundbudl ab-

l.ud,ri"U.r, ir,ä ""f die Grundbudrblätter dlr Tausdrpalr". yr_t . Zusdrrei-

ürr! 
"ft 

Bestandteil übertragen. Darübe1 hinaus werden bezüglidr-Lasten und

f"rirrarf.r"g", d". Abteiluig II Mithaftvermerke bei den zugeteilten Grund-

stüdcen eingetragen.

\tr7enn der freiwillige Landtausdr in diesem Sinne durdrgeführt wird, dient er nidrt

nur einer Verbesseiung der Agrarstruktur, sondern zugleidr einer Bereinigung der

Kataster- und Grundbu-chrradnieise. Dieses Verfahren sei daher den planerisdr inter-

essierten Katasteramtsleitern besonders ans Herz gelegt.

Die Kontrollfunktion des Vorgesetzten bei

modernem Führungsstil

Von Vermessungsdirektor Dr.-lng. E. H a u p t, Regierung Hildesheim

t. Einleitung

Die Maßnahmen zur Rationalisierung des inneren Dienstbetriebes bei den Kataster-

ämtern [1] und die Untersud'rungen zur Einführung der neuen Management-Tedr-

niken in die Verwaltung [2] gaben Veranlassung, audr den Terminkalender der

Katasterämter zu überarbeiten. \[ie jeder Praktiker aus eigener Erfahrung weiß,

bilden die laufenden und einmaligen Termine, Beridrte, Statistiken usw. Anlaß zu

stetem Ärger der nadrgeordneten Dienststellen.

Daher wurde im Regierungsbezirk Hildesheim ein Teaml) von gesdräftsleitenden
Beamten und Sadrgebietsleitern 2 zusarnmengestellt mit dem klar begrenzten Auf'
trag, Vorsdrläge zur Terminbereinigung aus der Sidrt des Katasteramtes zu erarbeiten

- vergl. hierzu Udrtenberg t4l.

1) Entgegen den in der Praxis, wie auö vielfadr in der Literatur, oft anzutreffeEden versdtwommenen
Vorste-llüngen dieser modernen ArbeitsEethode handelt es siö hier um ein eÖtes Team. Die moderne
Mmagemeät-Tedrnik versteht darunter eine Arbeitsgruppg voD Spezialisten, deren_Mitglieder-gleidr-
bereditigt lebeneiDander stehen, Sie wird von Fall iu Fall für eine bestimmte Aufgabe gebildet, die
nidrt von eiDem allein gelöst werden kann [3].



Die Terminberidrte lief-ern der vorgesetzten Behörde eine widrtige Grundlage für
die Dienst- und Fadraufsidrt und damit generell ftir die ihr übertiagenen Koitroll-
aufgaben.für den Regierungspräsidenten ergab sich somit die Aufga-be, das Arbeits-
ergebnis des Teams in den Gesamtrahmen seiner Kontrollfunktio-nen einzuordnen.
Zugleich wurde die Gelegenheit genutztf die Führungs- und Aufsidrtspflid-rten des
Regierungspräsidenten mit den Erkenntnissen des modernen Managemänts und des
demokratisdren Führungsstils abzustimmen und neu zu überdenken2).

2. Der moderne Führungsstil

Der moderne - demokratische - Führungsstil stellt die Alternative zum überholten
autoritären Führungsstil dar. §7ie Höhn t-fl an vielen Beispielen belegt, basieren eine
Reihe von Verwaltungsvorsdrriften nodr auf autoritären Vorsteltungän. Die Verwal-
tungspraxis hat sidr von diesen Vorstellungen jedod-r bereits vielladr gelöst. Hier
haben die modernen Führungsprinzipien des ,,Management by exception" und des
,,Management by system" [6] durdraus Eingang gefunden.

In Deutsdrland sind diese Management-Ted-rniken vor allem im ,,Harzburger Mo-
dell" l7), [8] praxisreif weiterentwid<elt worden.

Kernpunkt des Harzburger Modells ist die Delegation von Aufgaben und verant-
wortung auf die Mitarbeiter. Sie setzt voraus, äaß bestimmte Aufgabenbereidre
mit den dazugehöhrigen Kompetenzen gesd.raffen werden, in denen där Mitarbeiter
selbständig handelt und entsdreidet und für sein Vorgehen voll verantwortlidr ist.
Damit untersdreidet sie sidr grundsätzlidr von der Ubeitragung von Arbeit im tradi-
tionellen Sinne, bei der der V-orgesetzte weiterhin die VeÄtiortung trägt, die not-
wendigen Entscheidungen trifft und maflgeblid-r in den Arbeitsablaif eiäjreift t7l.
Die neue, umfassendere Form der Delegation besagt jedodr nidrt, daß der vor-
gesetzte mit dern Bereidr seines Mitarbeiters überhaupi rict-rts mehr zu tun hat. Dieser
ist ihm vielmehr nur insoweit entzogen, als er hiei nidrt handeln und entscheiden
darf. Dagegen obliegt ihm die Führung des delegierten Bereidrs. Damit ergeben sidr
zwei Arten von Verantwortung:

der Mitarbeiter trägt die Handlungsverantwortungf
der Vorgesetzte trägt die Führungsveraritwortung.

Einzelheiten hierzu vergl. Höhn t7].
Beim modernen Führungsstil führt der Vorgesetzte nur noch die ihm unmittelbar
unterstellten Mitarbeiter, z. B. der Dezernent die Amtsleiter. Ein ,,Durdrregieren,,
auf die stufe der sachgebietsleiter oder gar sachbearbeiter gibt es nidrt Äehr.

Beispiel:

In den meisten Organisationsplänen der Behörden ist dem Vorgesetzten 
- z.B.

dem Dezernenten oder dem Amtsleiter 
- 

neben seiner Frihrun[saufgabe als Be-
hordenleiter eln Sa$gebiet auf der nächstniederen Stufe zugewie"s.rr. E.gründung,
,,sonst hat er ja nichti zu tun."Andererseits beklagt man siciaber darübe"r, daß dTe

:) Im Rahmen der Fortbildungsmaßnahmen beim Regierungspräsidenten in Hildesheim hatte Verfasser
Gelegenheit, zwei-LehrgäEge atr der Akademie für Führungskräfte der Wirtsdtaft in Bad Harzburg zubesnöen. Mit na.ilolg_enden Ausführungen mödrte er Heiin RegierungspräsiOäntJn unä Herrn Vize-präsidenten seinen Dank abstatten, daß sie ihm die Teilnahme emäglidrt-häben.
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Behördenchefs keine Zeit mehr zum Planen, Führen und generell zur Innovationr)

haben uncl überwiegend nur noch ,,verwalten".

Neben Planung und Organisation ist die Kontrolle.eine Hauptfunktion des Manage-

ments. Sie wiid zum eitsdreidenden Mittel für den Vorgesetzten bei seiner Füh'

rungsaufgabe in dem Bereidr, der dem Mitarbeiter eigenverantwortlidl übertragen

worden ist.

3. Die Kontrolle im Rahmen des modernen Führungsstils

Als Relikt des autoritären Führungsstils haftet dem Begriff ,,Kontrolle" nodr vielfach

das Odium des Mißtrauens an. Beim modernen Führungsstil erhält die Kontrolle

einen ganz anderen Begriffsinhalt: er entspridlt etwa dem englisdren Vort ,,to

control' : führenr anleiten mit dem Unterton: helfen, konstruktiv beridrtigen'

Diese Art der Kontrolle engt nidlt ein und hemmt nidrt. Sie zeigt, was man erreidtt

hat und wo man steht. Daäurdr stärkt sie die Handlungsfreiheit des einzelnen [91.

Die Methoden der modernen Kontrolle sind die Stidrproben- und die Erfolgskon-

trolle. Beide basieren auf einem geordneten und vertrauensvollen Informationsflrrli
von unten nadr oben und umgekehrt.

Die Stidrprobenkontrolle{) ist auf den Einzelfall abgestellt. Der Vorgesetzte sdraltet

sidr unverhofft in den Arbeitsablauf ein und prüft an Hand von Stidrproben, ob

bestimmte Handlungen des Mitarbeiters oder Vorgänge ih seinem Delegationsbereidr

mit den vorgegebenen Normen, Zielsetzungen und Ridltlinien übereinstimmen' Sie

kann also als Verhaltenskontrolle drarakterisiert werden.

Die Erfolgskontrolle betrifft das Endergebnis einer bestimmten Tätigkeit. Der Vor-

gesetzte zieht damit die Bilanz aus der gisamten Tätigkeit des Mitarbeiters innerhalb

äires lärrgeren Zeitraumes. Sie wird redrtzeitig angekündigt, so daß der Mitarbeiter

Gelegenheit hat, sidr gründlidr darauf vorzubereiten [10].

Beide Kontrol,larten sind ein Instrument, um das mit der Delegation von Verantwor-
tung eingegangene Risiko zu vermindern. Sie stellen eine unabdingbare Führungs-

aufgabe ä.i Värg.r.tzten dar, für die er Zeit haben muß. Die oft zu beobadrtenden

§/iäerstände auf seiten der Mitarbeiter als aud'r der Vorgesetzten basieren nod, auf

einer autoritären Grundhaltung.

Beispiel:

Bei einer Tagung trägt ein Behördenleit-er vor, daß er wöchentlich etwa 2 Stunden
sich an den Ärbäitsplatz eines Angestellten setzt, um dessen Arbeitsweise zu kon-
trollieren und ggf. iu verbessern. Diese Methode ist typisch für einen handwerks-
meisterlich geführten Klein- oder tv{ittelbetrieb. In einet gro!3ep Behorde ist diese
Form der Fühffiog, d. h. das ,,Vormachen" bzw.,,Uber-die-Schulter-Schauen" schon
aus technisch,en G"ninden vor6ei. Hier frihrt und kontrolliert der Behördenleiter nur
noch die Abteilungs- bzw. Sachgebietsleiter.

8) Unter Innovation oder Management der Creativität versteht man das produktive Denken, die ge-
plante,Ideenfindung"; d.h. einen gezielten Denkprozeß, der Ideen hervorbringt,,die sowohl neu
als auö der Mühe wert sind' [61.

4) Im Harzburger Modell wird die Stidrprobenkontrolle des Vorgesetztetr übe-r das fadrlidre und füh'
rüngsmäßige Verhalten des Mitarbeitert mit dem Sammelbegriff -Dienstaufsidrt" bezeidrnet. Um Ver-
weÄslungän mit dem iD der Verwaltung üblidlen Begriff der Dienstaufsiöt - im Utrtersöied zur
Fadraufsi-cht - zu vermeiden, wird im Fölgenden für diese Kontrollart die Bezeidrnung ,Stidlproben'
kontrolle' verwandt.



Die §(iderstände gegen die Kontrolle und ihre uberwindung werden bei Höhn UOI
eingehend abgehandelt.

Ein wesentlidrer Bestandteil der autoritären Führung ist die Totalverantwortung des
Vorgesetzten für alles, was in seinem Amt gesdrieht. Folgeridrtig stehen ihm dann
audr das Redrt und die Pfli&t der Totalkontrolle zu.

Im Rahmen einer Führung im Mitarbeiterverhältnis gibt es nur nodr stidrproben-
hafte Kontrollens). Diese Art der Kontrolle ist sdrwieriger als die bisherige Art, sie
muß gezielt und.systematisdr angesetzt werden, damit sie wirklidr durdrgreift. Für
Augenblicl<seinfälle und Kontrollhobbies des vorgesetzten ist kein Raum mähr.

Beim modernen Führungsstil kommt der vorbereitung der Kontrolle besondere Be-
deutung zu, wie z. B. Festlegung der zu kontrollierenden Aufgaben, Feststellung der
neben den geplanten Stidrproben vorhandenen Orientierungsmöglid'rkeiten, Beitim-
mung von Sdrwerpunkten in fadrlicher als audr in führungsmäßiger Hinsidrt, Auswahl
der jeweils ridrtigen Stidrprobe und ihrer Häuffgkeit, Betäifigung von Stabstellen usw.

Alle diese Erhebungen der geplanten Kontrollfunktion werden in einem Kontrollplan
zus-aqmelf_assend dargestellt. Dabei müssen sowohl die fadrlidren Aufgaben als
audr die Führungspflid-rten als Mitarbeiter und, soweit dieser seinerseits Voigesetzter
ist, seine Führurgsaufgaben als Vorgesetzter erfaßt werden.

Der Kontrollplan bietet somit eine systematische Ubersidrt über die vorgesehenen
Kontrollen. Er ist sfändig fortzuführen.

Die Ergebnisse der bereits durdrgeführten stidrproben und die Konsequenzen, die
der, Vorgesetzte daraus gezogen hat, werden zwed<mäßig in einer Kontroliakte
niedergelegt. Sie soll sidrerstellen, daß die bei der Kontrolle [etroffenen Entsdreidun-
gen und die veranlaßten Maßnahmen nidrt in Vergessenheit jeraten.

4. Die Kontrollfunktion des R.egierungspräsidenten in der vermessungs- und
Katasterverwaltung

Nadl den allgemeingültigen Erörterungen soll nun auf die speziellen Verhältnisse in
der Vermessungs- und Katasterverwaltung eingegangen werden.

4.1. Besonderheiten derAusgangslage
Bei der-Behandlu-ng dcr Kontro-lltechniken geht man in der einsdrlägigen uteratur
gewöhnlich von dem Normalfall aus, daß sidr vorgesetzte und Mitaibäiter in einer
Dienststelle beftnden. Diese grundsätzlidre Prämisse trifft für die Vermessungs- und
Katasterverwaltung_ - wie für viele andere verwaltungszweige - nid.rt zu."Regie-
rungspräsident und nadrgeordnete Katasterämter sind überwi,egend räumlidr ieit
voneinander getrennt. Damit ist der Grundsatz der m.odernen Sti-chprobenkontrolle,
täglidr möglidrst eine gezielte Stidrprobe, nidrt realisierbar.

§Teiterhin unterstehen dem Regierungspräsidenten eine große 7-ahl von Kataster-
ämtern - im Regierungsbezirk Hildesheim z.B. ll -. Setzt man optimal zwei

5) Tatsädllidr hat au(h beim alten Führu-ngss-til d9r_Vorgesetzte eine Totalkontrolle rein aus Zeitgründennie ausführen können und sidr in_der.Regel auf Stidrplober besdlrenkt. Allerdings stets mit rärgutem
Gefühl, wie die allgemeiD üblidre Versictrerung gegen Vermögensscträden beweist, "
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Dienstreisen für den Dezernenten pro \7odre an, kann er im Jahre die Amter

hödrstens 5--6mal in Kontrollfunktion aufsudren.

Eine dritte Ei.genart ist im gegenwärtigen Zeitpunkt die unterschiedlidre Größe der

Amter: sie difYferiert zwisdrin ZO bls iOO Bediensteten. Daraus ergeben sidr erheb-

lid're Untersdriede in der Organisation und im Führungsstiil. Kleine Amter sind den

modernen Erkenntnissen der Spezialisierung wenig zugängliü. Sie können durdraus

mit großer Effektivität handweiksmeisterlidro) geführt werden. Bei gröfleren Amtern

ist dle Form der Führung unmäglidr; sie sind weitgehend spezialisiert und in Arbeits-

gruppen gegliedertz). ln die stelle der Führung ,,von innen" tritt hier das neue

Management der Führung ,,von außefl".

Diese heterogenen Verhältnisse ersdrweren die Kontrolle nadr einem einheitlidren

Kontrollplan"erheblich. Hier wird nadr der Verwaltungsreform ein entsdreidender

§Tandel eiritreten.

4.2. Bisheriges Kontrollverfahren

In der Vermessungs- und Katasterverwaltung sind folgende Kontrollverfahren afl-

gewandt worden,

die Denst- und Fadraufsidrt,

die Gesdräftsprüfung und

die Terminberidrte.

Die Dienst- und Fadraufsidrt wurde - infolge der räumlidren Trennung - anläßlich

von Dienstreisen ausgeübt. Die Reihenfolge der Ämter rmd der Kontrollinhalt waren

in aller Regel durd, bestimmte Vorkommnisse im Dienstgesdrehen bestimmt. In der

Terminolo[ie des modernen Managements nennt man das die ,,außerplanmäßiqe

Denstaufsid-rt" [10]. Eine geplante Dienstaufsidrt, bei der der Dezernent von sidr

aus nadr eirre- besti*mten Plan aktiv handelnd vorgeht, war wegen der groflen Zahl
von nadrgeordneten Amtern nur in sehr begrenztem Umfange möglidr'

Die Ergebnisse der Dienst- und Fadraufsidrt wurden konsequent ausgewertet, auf-

getreteie Mängel fanden in Verfügungen ihren Niedersdrlag, ihre Abstellung wurde
laufend überwad'rt.

Die Gesdräftsprüfungen stellten den eigentlidren Kern der Kontrolltätigkeit dar. Sie

wurden in der Regel alljährti& 2 bis 3 Tage lang pro Amt ausgeführt und trugen
alle Merkmale der neuzeididren Erfolgskontrolle. Durdr jahrzehntelange Erfahrung
hat sidr ein Konirollsdrema herausgebildet, das den modernen Ansprüdren geredrt
wird. Das bezieht sidr allerdings primär auf den fadrlidren Bereidr. Organisations-
und Führungsaufgaben wurden vielfadr nur sekund'är erfaßt. Hierfür bestand bei
den ,,handwerksmeisterlidr" geführten kleinen Behörden audr wenig Veranlassung.

Den Terminberidrten wurde wegen der genannten Ausgangslage eine besondere

6) Die haEdwerksmeisterlidre Führung ist eine Abart des autoritären Führungsstils. Der Handwerks-
meister, der im Mittelpunkt seines Betriebes steht utrd alles auf sidr zu organisiert hat, ist dazu auch
itr der Lage. Er besitzt die totale fadrlidre Uberlegenheit gegetrüber seinen Untergebenen. Er maöt
nod vor uDd führt damit "von innen' [5].
?) Der Spezialist sprengt aber den autoritären Führungsstil. Ihm kann der Vorgesetzte Diöts mehr
,vormaöen". Täusöt er fadliöe Uberlegenheit vor, wo sie nidt vorhanden sei! kann, so wird er
unglaubwürdig und sdtadet siÖ selbst dadurdr am meisten [51.
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Bedeutung zugemessen. Sie haben im Laufe der Jahre einen immer g«ißeren umfang
angenommen. Den Kern bildeten die Jahresberichte der Katasterämte1 - 6ins
Bilanz der gesamten Titigkeit. Einen weiteren wid'rtigen Bestandteil stellten die
vierteljährlidren Pendellisten über die Haushaltsftihrung dar. Daneben gab es eine
vielzahl von periodisdren und Einzelterminen über spezielle Aufgaben und Tat-
bestände. Besonders im letzten Bereidr hatte sidr die Gestaltung des ferminkalenders
oft aus mehr oder weniger zufällig hodrgekomrnmenen Ereigniisen ergeben.

4.3. Umstellung auf modernen Führungsstil
Ein Soll-lst-Vergleidr Iäßt zwei bemerkenswerte Sadrverhalte erkennen. Zunädrst
"rigt sicfi, daß das bisherige Kontrollverfahren des Regierungspräsidenten in der
Grundkonzeption bereits ridrtig angesetzt ist. zvm anderen erkennt man, daß d.ie
untersdriedlidre Größe der nadrgeordneten Amter einer Systematisierung der Kon-
trollf unktion entgegensteht.

Im Zuge der VerwaltungTeform in Niedersadrsen hat die Vermessungs- und Ka-
tasterverwaltung bereits Schritte eingeleitet, jeweils mehrere Amter iu größeren
Einheiten zusammenzulegen - vergl. hierzu audr [11]. Damit dürfte dä zweite
Punkt in absehbarer Zeit bereinigt sein.

Nach den bisherigen Äusführungen ergibt sidr, daß die z. T. noch zu beobachtenden'§7'iderstände gegen die Großämter von falschen Voraussetzungen aussehen. Areu-
mente wie ,,das Amt ist nicht mehr überschaubar" oder ,,der"persönliche Kontäkt
zu den Mitarbeitern geht verloren" gehen von der Vorstelluns äus. daß die s.öd;i;
Ejnheit ,,handwerksmeisterlich" - ä.h. autoritär - sefuhrt-,"e.äin ,oll.b;; kt
allerdings bei einem Groß_amt nicht mehr möglich. Das iroderne Führungsinstrumen-
tarium des demokratisch-kooperativen Führungsstils, von dem hier eiä Ausschnitt
behandelt worden ist,^steht- igdoch bereits wiitgehind entwid<elt zui ve;füilG.
Es muß nur nodr bewußter alsbisher Eingang in dle Verwaltung ffnden.

Dazu gehört, daß die neuen Großregierungen personell und organisatorisch in die
Lage v"ersetz_t we_rden, die modernen-Frihrungiaufgaben: ,,plan-en, führen, an die
Z-ukvnft denken, kontrollieren".zu erfüllen. D'ie Kolnzeption der Niedersäcirsischen
Vermessungs- und.Katasterv-erwaltung _mit vier Dezernönten für Vermessung.- ur1d
Katasterangelegenheiten und jeweils i bis 6 nachgeordneten Croßämtern enlspricht
olesen rorderungen.

Die Umstellung der b,isherigen Kontrollverfahren auf den modernen Führungsstil
sollte bereits neben den organisatorisdren Maßnahmen möglidrst bald in Angriff
genommen werden.

Dazu ist neben dem Instrument der außerplanmäßigen stidrprobenkontrolle die
geplante Stidrprobenkontrolle weiter zu entwid<eln. Der Kontrollplan bedarf nacl'r
den Erfahrungen der \Tirtsdraft langwieriger Vorarbeiten, insbesondere trifft das
auf den Bereidr der Organisation sowie der Führungspflidrten und -aufgaben der
Mitarbeiter zu. Eine eingehende Anleitung hierzu gibt F{öhn tt0l.
Entspredrend ist audr das Kontrollsd-rema für die Erfolgskontrolle - Gesdräfts-
prüfung - 2rr s1\rgilern bzw. umzugestalten. \7ie Erfahrungen beim Regierungs-
präsidenten in Hildesheim ergeben haben, gewinnt man bei der kritisdren Analyse
des bisherigen Sdremas wertvolle Erkenntnisse und wesentlidr klarere Einblicke in
die Zusammenhänge. Es zeigte sidt, daß im bisherigen Sdrema Stidrproben- und
Erfolgskontrollen miteinander vermengt waren. Die Trennung dieser beiden Kom-
ponenten hat nidrt nur prinzipielle, sondern audr praktisdre Bedeutung: da beide
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Verfahren zusammen die gesamte Kontrollfunktion des Vorgesetzten ausmadren,

ist kein Raum mehr für Ubersdtneidungen. §7as in einem Kontrollplan erfaßt ist,

wird im anderen nicht mehr geprüft. Stidrprobenkontrollen, d. h. Verhaltenskon-

trollen des Mitarbeiters in seinen laufenden Gesdräften, kommen bei der Gesd'räfts-

prüfung oft zu spät, der Vorgesetzte kann vielfadr nur nodr ,,Leidrensd'rau" halten.

Vieile i.eibereien zwisdte, Dezernenten und Amtsleitern ffnden in dieser Ver-

misdrung letztlich ihre Ursadre.

§Teiterhin zeigte sidr bei der Neubearbeitung der Kontrollpläne, daß im bisherigen

Sd.rema viele BJereidte nidrt gezielt genug erfaßt waren. Formulierungen, wie

,,die Gesdräftsbüdrer / das Materialbudr / die Dienstreisebücher usw. werden

den Bestimmungen gemäß geführt",

,,die allgemeine Büroeinrichtung entspridrt den Anforderungen für einen

ordnungsmäßi gen Dienstbetrieb ",

,,die Uberwadr,ung der TP und NivP wird ordnungsgemäß durdrgeführt",

sagen konkret wenig darüber aus, was kontrolliert worden ist.

Schließlidr ergab sidr, daß viele Sadrbereiche, bei denen es nur eine oder zwei Alter-
native gibt, sdtematisiert werden können, indem Kästdren anzukreuzen sinds)' Diese

im FoÄuhrwesen der Verwaltung weitgehend entwickelte Methode spart viel Zeit
und Arbeitskraft.

Entsdreidend ist aber letztlidr die - geistige - Umstellung sowohl von Vorgesetzten

als auch von Mitarbeitern auf den neuen Begriffsinhalt der Kontrolle im Rahmen des

modernen Führungsstils [1 2].

Beispiel:

Die Anktindigung der Geschäftsprüfung löst bei der Dienststelle ein.tagelanges
emsiges Treiüen äus. Die gesamti prodüktive Tätigkeit des Amtes wird lahmgelegt,
um ,pinen Türken zu bauen".

Tendenzr alle neuralgischen Punkte zu verschleiern, d'h. Dinge, die ,,der Vor-
gesetzte nicht sehen da1f, weil es sonst Arger gibt".

Der Fehler liegt offensichtlich in der autoritären--Grundhaltung des Vorgesetlten,
er hat das §7elen und den Sinn seiner Kontrollfunktion nicht erkannt. Im End-
ergebnis sinil beide Teile von der Geschäftsprüfung unbefriedigt'

Auf der anderen Seite bedeutet demokratische Führung aber nidrt, daß nunmehr die

,,weidre \7elle" eingeführt wäre.

Beispiel:

Anlaßlich der Dienst- und Fachaufsicht legt der Amtsleiter dem Dezernenten eine
Reihe von Fragen und Problemen aus seinlm Delegationsbereich vor mit der Bitte,
ihn zu beraten"und dann zu entscheiden. Als guterlsychologe verpackt er- die Fra-
gen mit Formulierungen, wie ,,bei Ihrer größären Erfährung'' odei ,,Sie übersehen
-die Zusammenhange -doch viel besser als wir hier in der Provinz".

8) Ein gutes Beispiel hierzu bietet
und der Berufsausübung der Off
1.11.1966.

der Kontrollplan ,Niedersdrrift über die Prüfung der Amtsführung
best. Vermessungsingenieure" gem. Nr. 19 VermIngBO-VV vom

13



Der Amtsleiter hat nicht erkannt, daß er in seinem Delegationsbereich die Verant-
wortung trägt und nur er hier zu entscheiden hat. Er versucht, die ihm delegierte
Verantwortung wieder zurüd<zugeben und seinen Vorgesetzten zu Entsdreidüngen

- insbesondere über unangenehme Dinge - zu veranlassen, die er selbst treffen
müßte. Der Dezernent hatlier nicht zu-beraten, sondern zu kontrollieren, ob die
Entsctreidungen des Amtsleiters sich im Rahmen der gesetzten Ridrtlinien halten.

4.4. Bereinigung des Terminkalenders

Es ist ein anerkannter Grundsatz des modernen Führungsstils, daß Tatbestände, die
dem Vorgesetzten auf andere \trreise bereits zur Kenntnis gelangen, nidrt mehr
Gegenstand der Stid,proben- oder Erfolgskontrolle zu sein braudren [10]. Die bei
den nadrgeordneten Behörden so verpönten Terminberidrte sind damit ein \resent-
lidrer Bestandteil des modernen Managements. Insbesondere bei räumlicher Tren-
nung der Dienststellen werden sie zu einem notwendigen Instrument der Dienst-
und Fadraufsidrt.

Eine kritisdre Durdrforsd-rung des Terminkalenders beim Regierungspräsidenten in
tlildesheim zeigte jedo'dr, daß audr hier im Laufe der Jahre die veridriedenen Kon-
trollprinzipien miteinander vermengt worden waren. Mandre Termine trugen ein-
deutig den Charakter der Erfolgskontrolle, andere dienten lediglidr der Infoimation.

Das erklärte ziel der Te'rminbereinigung war unbestritten, die Amter soweit wie
irgend mtlglidr zu enflasten. Das Prob,lem lag darin, einen objektiven Maßstab für
das unabdingbar Notwendige zu ffnden und den Gesamtkompiex mit den Erforder-
nissen des modernen Führungsstils abzustimmen. Als geeignetster rweg ersdrien die
doppelgleisige Bearbeitung des Terminkalenders, einmal-aus der siärt der nadr-
geordneten Behörden, zum anderen aus der Sidrt des Regierungspräsidenten.

Die teilweise redrt einsd'rneidenden vorsdrläge des anfangs erwähnten Teams [4]
wurden beim Regierungspräsidenten nadr folgenden C,esid'rtspunkten überarbeitet :

1, §/as ge-sdrah bisher mit dem Beridrt? vurde er nur zur Kenntnis genommen und
abgeheftet - registrieren und resignieren -r oder wurden Koniequenzen dar-
aus gezogeno)?

2. \Teld,en Zwed< erfüIlt der Beridrt: stidrproben-, Erfolgskontrolle oder Informa-
tion? Ist er zwed<mäßiger in den Kontrollplan der stidrproben- oder der Er-
folgskontrolle zu übernehmen ?

3. Kann auf den Terminberidrt ganz verzidttet werden?
(,,Terminleidre" oder Delegation der Kontrollfunktion auf die näd-rsten stufen
der Hierardrie.)

Im Endergebnis konnte fast allen vorsd'rlägen des Teams gefolgt werden, so daß
eine zufriedenstellende Entlastung der Amter erzielt wurde.

Beispiele:

1. Alljahrlich war dem Regierungspäsidenten zu berichten, daß die Feuerlösch-
einrichtungen der Amter überprüft worden waren. Anlaß äazu war eine Panne
anlaßlidr einer Kontrolle des Gäwerbeaufsictrtsamtes. Der Termin wurde gestrichen,
die Uberwachung in den Kontrollplan der Geschäftsprüfung übernommen.

0) Hierzu gehört auch die Uberlegung,
bislang lediglidr aus Mangel an Zeit,
genommen wurde.
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2. Durch Verfügungen von 1957 und 1959 war angeonilnet worden, daß dem Regie-
runesoäsidentä eioßere Polygonierungsvorhaben vorzulegen seien und außerdem
,urn"Ende des Jahies eine UbäÄidrt übei alle neuen Polygonzüge einzureichen wäre.

niia. f".-in" wurden gestrichen. Der Stand der Poli'gonierungen kann aus dem
ith.;.b;.ha entnommeä werden; die Planung und Dürchführung auch größerer
Folvsonierunesvorhaben wurden rioll auf <[ie Amter delegiert' Etwaige TP-Bestim-

-"iä., l, «ötenpunkten entfallen-grundsätzlich (unil damit_auch. einä Abstimmtng
mit äem LVA). Ti, werden zuktinftlg nur noö mit Hilfe der elektronischen Ent-
fernungsmessung bestimmt.

3. In einem gesonderten Termin hatte der Amtsleiter die Ergebnisse-seiner Fach-

iufri.hittbeiden Außendienst mit Unterlagen prüfbar vorzulegen. Der Termin-
[".i.hi *".d" to*"ii uir"infacht, daß der Arätsleiler nur nodt eini Liste der durch-

;;iüü;; F.üfungru..."s.rngen mit summarischem, Vermerk der Ergebnisse vor-
fä'-bi; Lfri.t,? tiU". ili" Vör."sungstätigkeit des Amtsleiters wurde in den

Köntrollplan der Stichprobenkontrolle übernommen.

Bemerkenswerte Erkenntnisse wurden bei der Bereinigung der vielen - versted<-

ten - Termine und von sonstigen Beridrten und Meldungen gewonnen. Hierunter

fallen alle Zustimmungsvorbehilte, z. B. bei delegierten Personalbefugnissen' oder

Reglementierungen in Haushalts- und Besdraffungsangelegenheiten.

t§(/enn man es ernst nimmt mit dem modernen Führungsstil, gibt es hier nur eine

Entsdreidung: entweder volle Delegation von Aufgabe und Ver-antwo-rtung oder

Rüd<nahme äer halbherzigen Delegation. Fast ausnahmslos wurde beim Regierung-"-

präsidenten in Hildesheim die Entsdreidung zugunsten der vollen Delegation gefällt,

mit allen Konsequenzen, wie z. B. eigenen Stellenplänen für die Katasterämter im

delegierten Personalberei& bis Vergütungsgruppe V 9 und eigenen Kostenansd'rlä-

g"n Iü. Einnahme- und Ausgabesoll-bei ailen Haushaltstiteln. um die Führung und

äitrh.itlldr. Ausridrtung sid'rerzustellen, wurden diese Aufgaben in den Kontroll-
plänen für die Stidrproben- und Erfolgskontrolle besonders berüd<sidrtigt.

Absd.rließend kann man feststellen, daß die zunädrst so simpel ersdreinende Auf-
gabe der Terminbereinigung - wenn sie nur ernsthaft und gründlidr angepad<t

*i.d - bis an die Fundamente der Verwaltungsführung rührt. Sie ist geeignet, den

ständigen Auftrag der kritisdren Selbstüberprüfung und Standortbestimmung der

Verwaltung zu fördern.

5. Sdrluß

Uberall wird heute von der Einführung der modernen Managementtedrniken in die
Verwaltung gesprodren. Man übersieht dabei oft, daß Grundvoraussetzung hierfür
die Anderung des bisherigen Führungsstils ist. Alle Erfahrungen in §Tirtsdraft,
Industrie und Verwaltung beweisen, daß eine radikale Umstellung fehlsülägt; erfolg-
verspredrend ist nur ein langwieriger - geistiger - Prozeß des Umdenkens bzw.
Umsdrulens. Es wird gezeigt, wie auf einem widrtigen Teilgebiet - der Kontroll-
funktion {es Vorgesetzten - bereits jetzt Vorar.beiten geleistet werden können.

Schrlfttum
lU Haupt, E.: Die Organisation des

VUKV 1967, S. 2

l2l Haupt, E.: Rationalisierung des
d. Nds. VuKV 1970, S. 113

13] Höhn, R.: Stellenbesdtreibung
5. Aufl., Bad Harzburg 1971

inneren Dienstbetriebes bei den Katasterämtern. Nadrr. d. Nds.

Arbeitsablaufes mit I{ilfe neuer Management-Tedrniken. Nadtr.

und Führungsanweisung. Verl. f. 'Wiss., Wirtsdr. u. Tedrnik,
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Terminbereinigung aus der Sicht des Katasteramtes

Von Vermessungsamtmann Rolf L i c h t e n b e r g, Katasteramt Northeim

l. Terminbereinigung

Besonders die gesdräftsleitenden Beamten der Katasterämter können ein Lied davon
singen: Termine! Termine! Sind sie alle notwendig? Diese Frage wird zu redrt oft
gestellt.

lm Zuge der Maßnahmen zur Rationalisierung des inneren Dienstbetriebes wurde
deshalb ein Arbeitskreis aus den gesdräftsleiienden Beamten mehrerer Kataster-
ämter des_Regierungsbezirks Hildesheim zur ,,Durdrforstung des Termin-urwaldes',
gebildet. sein erl«lärtes Ziel: AIle Termine herauszuarbeitÄ, ü. aus der Sid-rt des
Katasteramtes unnötig ersdrienen.

Sdrritt für Sdlritt wtrde jeder ständige Termin unter die Lupe genommen: war er
nodr sinnvoll? \Var er durdr die Entwid<lung gegenstandsläs geworden? Konnte
sein Turnus geändert werden, z. B. einmal im Jahr statt vierteljährlidl?

Die Ergebnisse wurden dem Fad'rdezernat vorgelegt und dort aus der Sidrt des
Regierungspräsidenten überarbeitet. In einer gemeit samen sdrlußsitzung wurden
beide Auffassungen-aufei_nander abgestimmt mit folgendem Ergebnis: td'ständige
Termine wurden aufgehoben, bei weiteren 3 vereinfadrte sidr dis Beridrtsverfahrän
u4 fu. einige Minister-Termine wurden Anderungen vorgesdrlagen. so wurden
z. B. Termine zusammengefaßt, die dieselbe Materie betrafen. Doppelberidrte -audr in versted<ter Form - ffelen dem Rotstift zum opfer. Andeiä wurden den
jetzigen Gegebenheiten angepaßt. vor allem aber wurde mit der Bereinigung be-
wiesen, daß man den Katasterämtern mehr Vertrauen sdrenkt.

Als Abs&luß der Bereinigung wurde eine Liste der nunmehr gültigen Termine auf-
gestellt. Dodt diese konnte und wollte nur Zwisd'renergebnis sein. Ein durdrgreifen-
der Erfolg_war nur dann zu erreidren, wenn der Sdritt zu einem modernen Oiganisa-
tionsmittel getan wurde, nämlidr zu der Terminkartei.
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2. Terminkartei

2.1. Allgemeines

§7er die anfallende Arbeit rationell lenken will, kann auf die Sammlung aller Ter-

miire an einer Stelle im Amt nidrt verzidrten. Dabei kann den Anforderungen einer

modernen Büroorganisation nur eine Kartei geredrt werden' Sie muß folgende

Merkmale aufweisen:

a) umfassende Registrierung

b) zeitlid-re Reihenfolge

c) klare Ubersidrt

d) kurzer Zugriff

e) kurzinformierend

f ) kontrollentbehrlidr

Umfassend heißt, daß die Kartei alle Termine und Flisten erfaßt. Also audr die

am,tsinternen, ,. b. fti. Umläufe, Uberprüfungen, Belehrungen, Jubiläen, Bewäh'

rungsaufstiege. Sie madrt das Fristenbudr (Nr. 142.1 e ADAVerm) überflüssig.

\(reil Karteikarten leidrt zu sortieren sind, gehen die zeitlidre Reihenfolge und die

klare Ubersiclt nidrt verlorenr wenn neue Termine hinzukommen, alte aufgehoben

oder bestehende geändert werden. Mit geringem Aufwand wird die einzelne Karte

dem Sadrbearbeit& zugeleltet. Sie bietet Platiftir einen Hinweis auf den Sadrverhalt

und für den Erledigungsvermerk. \ü'eitere Kontrollen sind überflüssig.

2.2. Formund Inhalt

2.2.1. Form

Das Karteiblatt besteht aus Karton (etwa 190 g) im Format DIN A 5. Die Kartei wird
in einem Kasten aufbewahrt.

2.2.2. Leitblatt
Ein andersfarbiges Leitblatt (Abb. 1) gibt einen Uberblid< über alle Termine' Es wird
zwed<mäßig mit Bleistift geführt, um nidrt mehr gültige Eintragungen leidrter lösd,en
zu können. Die Termine werden monatsweise in zeididrer Reihenfolge verrnerkt,
dabei wird Platz für das Einfügen neuer Termine gelassen. Bei Abgabe des Kartei-
blattes an den Sadrhearbeiter wird dessen Namenszeidlen hinter den Termin ge-

setzt. Auf diese §7eise wird festgehalten, daß eine Karteikarte angelegt ist und wo
sie sidr beffndet.

2.2.3. Karteiblatt
Für jeden Termin ist ein Karteiblatt (Abb. 2) anzulegen. Damit falsdres Einordnen
gleid'r aufgedeckt werden kann, ist der betreffende Monat durdr Einkerben oder
§fegsdrneiden der übrigen Monate zu kennzeidrnen. Das Kästdren ,,Aktenzeidren"
dient als augenfällige Sudrhilfe, hier ist audr Platz für das Namenszeichen des ständi-
gen Sad'rbearbeiters. Dese Angabe erspart dem Karteiführer die [Iberlegung, wer
für die Erledigung des Termins zuständig ist. Ein Hinweis auf die Anlagen empftehlt
sidr z. B. beim Jahresberidrt.

t,7



Terninkalender - Leltblatt

Abbildung 1

Terminkalender - Karteiblatt
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Der Karteiführer leitet das Karteiblatt red'rtzeitig dern Sadrbearbliter zu' Dieser

b;;g;;rd irledigung den Vermerk (Datum, Nimenszeidren) an. Das Karteiblatt

i6i Ei"." ständig; iermin wird nun wieder eingeordnet, bei. einem einmaligen

i..-ii *i.d 
". 

ärnichtet. Es hat sid, als zwed<mäßig erwiesen, die Karteiblätter für

di" erledigten Termine von denen der unerledigten äuffällig zu trennen, z. B. durdr

Einlegen eines Zeidrens.

2.3. Sdrlußbemerkung

Auf den ersten Blid< mag das gesdrilderte verfahren immer nodr aufwendig er-

..h"in.r. Es lohnt si& jedädr, wäil unübersidrtlidr gewordene Terminlisten, zusätz-

le;;fttü iristenbtid'rer und versäumte TerminJ letztlidr nodr aufwendiger und

;iä;;A rnangenehmer sind. Natürlidr soll man das Ganze nidrt ad absurdum

iiii;;", bei kurzfiistigen einmaligen Terminen ist ein Karteiblatt überflüssig. Bliebe

"oa 
r" sagen, daß dle Leit- urrd K".t.iblättef vom Regieru-ngspräsidenten in genü-

;;;M;";ä besdrafft und den Katasterämtern zur Verfügung gestellt wurden.

Älles in alleniein Beispiel einer erfolgreidren Zusammenarbeit'

Hinweis
Das Gesetz über die verbilligte veräuflerung, Vermietung und V_erpadrtyng von

Uuna.r.ig.n"n Grundstüd<en ist am 21.7. lgTl verkündet worden (BGBI. I S. 1005)'

Der für Aufgaben des Bundes nidrt benötigte Grundbesitz soll stärker als bisher

,ri N"ar"ig für die lnr ö"r.t, einzeln geännten Zwed<e herangezogän werden.

Im wesentliÄen handelt es sidr um die Förderung des \üohnungsbaues, der Eigen-

tumsbildung, von Bildung und \wissensdraft, der Jug9"i- und_ F-amilienhilfe, des

Sports, der-'Verbesse.,rng d.r §üirtsdraftsstruktur und der städtebaulidren Sanie-

.ungsÄaßnahmen. Die värbilligte Abgabe von Grundbesitz des Bundes für diese

Zwäke sdreiterte bisher an dei Vorsdrrift des § 63 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 BHO,

weldre die Veräußerung oder Nutzung von Bundesvermögen nur zum vollen \Wert

zuläßt. Der Bundesffnainzminister ist durdr das Gesetz ermädrtigt worden, in den

bestimmten Fällen von dieser Vorschrift der BHO abzuweidren' Dabei kann für
bebaute und unbebaute Grundstüd<e der Kaufp,reis bis um 30 o/o des Verkehrswertes

und das Nutzungsentgelt bis um 50 o/o der ortsüblidren Miete oder Padrt gesenkt

werden.

Von dem Gesetz wird u. a. eine signal- und beispielgebende \Tirkung auf die Bun-

desländer und Gemeinden erwartet, damit audr diese ihren umfangreidren Grund-
besitz in stärkerem Maße als bisher für die oben genannten Zwecle bereitstellen.

Bo
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Urteil des BGH vom 12. tO. t97O - Ill ZR tt7/67

Der BGH hat in dem Revisionsverfahren über die Höhe der Entsdrädigung für Teil-
flädren, die für den Bau eines stred<enabschnitts der Bundesautobähriaus dem
Grundbesitz einer stad+ ahz,utreten waren, Grundsätze anerkannt, die für die Tätig-
keit auf dem cebiet der §Tertermittlung von erheblicher Bedeutung sind. Die in
diesem_ Zusammenhang interessierenden- Ausführungen des BGH ierden daher
nadrstehend veröff entlidrt.

Zum Tatbestand:

Für den Bau des Streckenabsdrnitts sind 17,2943 ha §7aldflädre aus einem am Stadt-
rand liegenden §/aldgebiet (stadtwald) in Größe von ca. 1000 ha in Ansprudr ge-
nommen worden. Neben einer Teilentsdrädigung für den Verlust durdr vorzeiti§en
Einsdrlag (Hiebunreife), für die Rand- und Folges&äden und die §Tertmindering
der Jagd ist als Entsdrädigung für den §7aldbäden ein nadr forstwirtsdraftlidrei
Grundsätzen erredrneter Bodenertragswert von 0,2g DM/mz gezahlt worden. Die
Sladt h-at diese-n, Betrag nidrt anerkannt und geltend gemadrt, d"er verkehrswert der
abgegebenen §/aldflädren sei mit mindestens r,zo DM/mz anzusetzen.

Das Landgeridlt hat die_Beklagte verurteilt, an die stadt weitere 1069g5,30 DM
nebst Zinsen zu zahlen. Beide Parteien haben Berufung eingelegt. Auf die Berufurg
{T Klag{n, der stadt, hat das Berufungsgeridrt die BJkhgi. uä.t.ilt, an die stadt
264 ll3 DM nebst Zinsen.zu zahlen. Gegen dieses Urteiliat die Beklagte Revision
eingelegt und als Revisionsklägerin ihren Abweisungsantrag weiter verfollt.

Aus den Gründen:

Für die Festlegung der wertbestimmenden Eigensdraften ist der Zeitpunkt der Besitz-
überlassung (10. 12. 195.8) 'ngrunde gelegt riorden. Hinsidrtlidr a.i p..irb"ressung
ist der Zeipunkt der Entsdrädigungszahlung auf der Grundlage uo" o,2g Dlvt/mä
(Sommer 1962) maßgebend.

Die Höhe der Entsdr'ädigung war nadr s zgz Zpo dur& sdrätzung zu ermitteln.
Der Nadrprüfung durdl Revisionsridrter sind enge Grenzen gesetzt, wenn der Tat-
ridrter in genügender §7eise die tatsädrlidren Gründhgen seirier Sdrltzung und ihre
Auswertung in den urteilsgründen dargelegt hat; däs Revisionsgeridrt'kann nur
prüfen, ob die Feststellung der Entsdrääigring auf grundsätzlidr'fehlerhaften Er-
wägungen beruht, ob wesendidre Tatsadren iußer adrt gelassen oder Redrtsvor-
sdrriften, Denkgesetze und Erfahrungssätze verletzt wordei sind. Zu den erhobenen
Verfahrensrügen führt das Geridrt aui,
a) Die Rüge, anstelle des-Ergänzungsgutadrtens des Sadrverständigen hätte ent-
spredrend-dem_Antrag der Klägerin ein obergutadrten eingeholt *e.äe1 müssen, ist
unbegründet. Die voraussetzungenf unter dlnen das Gäridrt ausnahmsweise ge-
halten ist, ein Obergutadrten anzufordern, lagen nidrt vor (s 4l2ZpO).
b) Das Berufungsgeridrt hat der Bemessung der Entsdrädigung nicht die vom sadr-
verständig€n ermittelten, sondern im Durdridrnitt 10o/o niäd.["." rwerte zugrunde
gelegt. Erkennbar hat das Berufungsgeridrt an sidr das Gutaäten für zuvähssig
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gehalten, den Absdrlag aber angesidrts der Sdrwierigkeiten einer exakten Feststel-

lung, die der Sadrverständige betont hat, vorgenommenr um der Zuerkennung eines

zu hohen Entsdrädigungsbetrages vorzubeugen. Das war im Rahmen der Sdrätzung
zulässig und besdrwert die Beklagte nidrt.

Die Gutadrten gehen davon aus, daß es sid'r bei dem angesetzten Preis von
0,28 DlWmz um einen nadr forstwirtsdraftlidren Grundsätzen erredtneten Boden-
ertragswert handele, daß aber die Bodenpreise, audr die für \flaldböden, in der hier
in Rede stehenden Zeit, insbesondere nad, der Freigabe der bis dahin gestoppten
Preise für unbebaute Grundstüd<e (§ 185 BBauG) stark in Bewegung geraten seien
und eine edrte Umwertung des Bodens, besonders audr des §Taldbodens, begonnen
habe. Der Sadrverständige legt dar, daß sidr die Preise von den Bodenertragswerten,
die infolge der zeitweise gefallenen Holzpreise nidrt hätten steigen können, gelöst
und im ganzen Bundesgebietf wenn audr in einzelnen Gegenden versdrieden sdrnell
und versdrieden stark, nadr oben bewegt hätten. Der Sadrverständige wertet als

werterhöhend die Bedeutung des Stadtwaldes als stadtnahe Landreserve, als Nah-
erholungsgebiet und als potentielles Vassergewinnungsgebiet.

Die Revision hält die Gutadrten in entsdreidenden Punkten für fehlerhaft'

a) Sie meint, der Sadrverständige habe zu Unredrt die von der Beklagten mitgeteilten
Vergleidrspreise nidrt anerkannt. Indessen hat sid, der Gutad-rter mit den Verkaufs-
fällen auseinandergesetzt und der Ansidrt der Beklagten seine Auffassung entgegen-
gehalten, bei den Käufen, die die öffentlidre Hand zu erheblidr niedrigeren als den
von ihm für die abgetretenen Flädren angesetzten Preisen erworben hat, seien des-
halb keine höheren Preise vereinbart worden, weil die öffentlid-re Hand den reinen
§Taldbodenpreis ohne Zusdrläge für Sonderverhältnisse geboten habe und die
Eigentümer diesen Preis hingenommen haben, um sidr nid'rt einem Enteignungs-
verfahren auszusetzen, in dem die Enteignungsbehörde sidr wiederum in der Regel
auf Staatsforstbeamte als §Taldbodensdrätzer stützen müsse. rJTie der Revision
einzurämen ist, mag zweifelhaft sein, ob das in dieser Allgemeinheit zutrifft. In-
dessen ist nidrt ersidrtlid-r, daß hier ein die Zuverlässigkeit des Ergebnisses beeinflus-
sender Fehler des Gutadrtens voiliegt. Denn der Sadrverständige hat weiter dar-
gelegt, daß in Fällen, in denen die Bodenwerte nidlt durdr §Taldwertsdrätzer der
Landesforstverwaltung gesdrätzt wurden, die Preise erheblidr höher lagen. Er hat
damit seine Ansidrt in einer §fleise begründet, die nidrt gegen die Denkgesetze oder
Erfahrungssätze verstößt. Die Revision kann demgegenüber nidrt mit Erfolg ins Feld
fi.i,hren, es bestehe kein Erfahrungssatz dafür, daß die unter dem Drud< einer mög-
lidren Enteignung ausgehandelten Preise unangemessen niedrig seien (Urteil des
erkennenden Senats vom 28. April 1966 - lll ZR 24165 : §fM ß66,774,227).
Denn für das Gegenteil besteht ebensowenig ein Erfahrungssatz.

b) Hinsidrtlid-r der von der Beklagten als Vergleidrsfalle angeführten Verkäufe von
Auewald kann die Revision nidrts daraus herleiten, daß der Gutadrter auf die
sdrled,te Bestod<ung dieser Flädren abgestellt hat. Zwar geht es im vorliegenden
Streit nur um den Bodenwert ohne Aufwudrs. Aber für diesen Bodenwert ist die
Qualitat des erzielbaren Aufwudrses ein erheblidrer Faktor, und es zeigt keinen im
Revisionsverfahren beadrtlidren Fehler, daß der Sadrverständige mit sdrledrtem
Auewald bestocktes Gelände als ungeeignet zum Preisvergleidr mit dem Stadtwald
angesehen hat.
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Daß der Gutadrter aus den hohen, von der Bundespost für kleinere Flädren bezahl-
ten Preisen unridrtige Folgerungen zum Nadrteil der Beklagen gezogen habe, ver-

mag die Revision nid'rt aufzuzeigen. Der Sadrverständige betont, daß es sid'r jeweils

um kleinere Flädren gehandelt habe, und bleibt in seinem Ergebnis weit hinter den

von der Post gezahlten Preisen zurücft. Der Gutadrter war audr nid,t gehalten, jeden

von ihm genannten und verwerteten Verkaufsfall im einzelnen zu analysieren. Von
den auf S. 12 seines Gutadrtens II angeführten Fällen hat er im übrigen gerade den

am besten zum Vergleidr geeigneten näher erläutert. Daß er die höheren Preise in
anderen Gegenden Deutsdrlands erwähnt hat, zeigt ebenfalls keinen Fehler; er hat
sie nidrt übernommen. Ein Verstoß gegen § 4 Abs. 2 der Verkehrswertverordnung
vom 7. August 1961 - BGBI I S; 1 183 - liegt nidrt vor; auf die Frage, ob die Ver-
ofdnung überhaupt auf die geridrtlidre Festsetzung von Enteignungsentsdrädigungen
anzuwenden ist, braudrt nicht eingegaflgen zu werden (vgl. 5 t der Verordnung;
§§ 136 ff BBauC).

Der Revision ist einzuräumen, daß regelmäßig arr Ermittlung eines Vergteidrspreises
die Verkaufspreise nahe gelegener Grundstü&.e am geeignetsten sind. Indessen hat
der Senat in seinem Urteil BGHZ ?9t l98t 217,218, auf das die Revision sich

beruft, dies nidrt als starre Regel aufgestellt, sondern als maßgebend eradrtet, ob
es sidr um Verkäufe vergleidrbarer Grundstti&e handelt. Nidrt vergleidrbare Grund-
stücke können keine sidrere Bewertungsgrundlage, allenfalls einen Anhalt geben,

audr wenn sie in der Nähe des zu bewertenden Grundstücl<es liegen. Dasselbe gilt
aber audr für Verkäufe vergleidrbarer Grundstücl<e, die aus irgendweldren Gründen
zu einem besonders hohen oder niedrigen Preis verkauft worden sind, etwa weil
es sich um den Kauf eines Liebhabers oder um einen Nowerkauf gehandelt hat. Die
Revision kann deshalb nidrts daraus herleiten, daß der Gutadrter aus §Taldverkäufen,
die in der Nähe der Stadt zu niedrigen Preisen vorgenotnmen worden sind, keine
Folgerungen zugunsten der Beklagten gezogen hat (Gutadrten ll, 24; Bl. 139, 140
der Regierungsakten - fünf Gemeinden haben sich nadr anfänglichem §Tiderstand
dem Gutadrten der Forstdirektion gefügt, das der Sachverständige gerade für zu
niedrig hält). Dasselbe gilt für die Käufe, die die Beklagte für Verteidigungszwed<e
vorgenommen hat.

Ohne Erfolg beruft sidr die Revision audr auf die Versdriedenheit und teilweise
geringe Höhe der auf den S. 4 und 1,1 des zweiten Gutadrtens aufgeführten Ver-
kaufspreise, die in einigen badisdren Gemeinden für §7aldböden geboten oder ge-

zahlt wurden. Angesidrts der Versdriedenheit der Verhältnisse - insbesondere
handelte es sidr bei dem niedrigsten angegebenen rü7ert um reinen Sandboden (Flug-

sand) - ergibt sich kein hinreidrender Grund für die Annahme, der Sadrverständige

habe gegen Erfahrungssätze verstoßen.

Zusammenfassend ist zu sagen: Der Sadrverständige hat gerade die Preise, die von

der öffentlidten Hand geboten und von den Verkäufern vielfadr hingenommen
wurden, als im maßgebenden Zeitpunkt durdr die allgemeine Entwiddung überholt
angesehen. Er hat auf die Sdrwierigkeiten hingewiesen, die angesidrts der uneinheit-

lidren Preisgestaltung für §Taldgrundsttid<e für die Feststellung eines objektiv ridr-
tigen Preises bestehen. Es ist aus Redrtsgründen nidrt zu beanstanden,. daß er unter
dän aufgezeigten Verhältnissen selbst zahlreidre Verkaufsfälle mit niedrigen Preisen

nidrt ali geeignet angesehen hat, für den Verkehrswert der hier in Frage stehenden

Flädren maßgebend zu sein.
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Die Revision bemängelt zu Unredtt, daß der Gutadrter sogenannte kommunale

Gesidrtspunkte ak wärterhöhend berüd<sidrtigt hat. Sadrbezogene Gesidrtspunkte,

die dem \Taldgelände für die klagende Stadt einen höheren §7ert als den Ertrags-

wert vedeihen und die bei einem freihändigen Verkauf im Crundstüd<sverkehr eine

Rolle zu spielen pflegen, durften vom Sadtverständigen berüdcsidrtigt werden. Es ist

deshalb nidrt zu-beanstanden, daß der Sadrverständige die Bedeutung des §/aldes
als Landreserve, als Naherholungsgebiet und als potentielles Vassergewinnungs'
gebiet berüd<sidrtigt hat. Insbesondere durfte er audr für die stadtnäheren Teile der

|eansprudrten Flädren einen höheren Preis ansetzen als für die dem Siedltmgsgebiet
fernei liegenden. Daß er dabei entgegen der Redrtspredrung des erkennenden

Senats (Urteil vom 29. November 1965 - III ZR 34164 : NJ§tr 1966, 497) zu'
künftige \Tertsteigerungen in unzulässiger \7eise berüd<sichtigt habe, kann der Re-

vision nidrt eingeräumt werden. Er geht vielmehr im Einklang mit der Redrtspredrung
(BGH,Z 39, 198 ff) davon aus, daß die erwartete künftige Entwiddung für stadtnahes

Gelände sdron jetzt für GrundstücJ<e, die dem bisherigen Baugebiet naheliegen,

einen höheren Verkehrswert zur Folge habe.

Die Eigensdraft als Naherholungsgebiet durfte deshalb berücksidrtigt werden, weil
die Sdraffung und Erhaltung soldrer Cebiete eine widrtige und immer widrtiger
werdende kommunale Aufgabe darstellt. Die Aufwendungen, die für den Ersatz

oder die Ergänzung von Erholungsgebieten erforderlidr sind, die ganz oder teil-
weise für andere Zwe&.e freigegeben werden mußten, geben daher für die ab-
gebende Körpersdraft einen beredrtigten Grund ab, bei freihändigem Verkauf ihre
Preisforderung entspredrend zu gestalten. Das ist audr bei der Bemessung der Ent-
eignungsentsdrädigung zu berüd<sidrtigen, die den Enteigneten in den Stand setzen

soll, sidr für die Entsdrädigung gleidrwertiges Ersatzland zu kaufen, mag dies audr
nur im Grundsatz gelten. Daß die abgetretenen Flädren nur wenige Prozent des

Stadtwaldes ausmadren, zwingt nidrt zu einer anderen Beurteilung, ganz abgesehen
davon, daß der Vald von Autobahn und Zubringern durdrschnitten und dadurdr
bereits in seinem \ü7ert als Naherholungsgebiet gemindert wird.

Für die Eigensdraft des Sta{twaldes als potentielles \Tassergewinnungsgebiet hat der
Gutadrter eine gewisse, wenn audr geringfügige §flerterhöhung des Bodens angenom-
men. Er hat dabei zahlreidre Einzelumstände und insbesondere ein wassertech-
nisdres Gutadrten berüd<sidrtigt, das Zweifel an der Qualität des gewinnbaren \trfas-

sers äußert. Die Revision begibt sidr auf das ihr verschlossene Gebiet der Tatsadren-
würdigung, wenn sie meint, im Hinblid< auf das wassertedrnisdre Gutadrten habe die
Möglidrkeit der Vassergewinnung überhaupt nidrt werterhöhend berüd<sid,tigt
werden dürfen.

Dasselbe gilt, soweit die Revision das Ausmaß der vom Sadrverständigen auf Grund
der sogenannten kommunalen Cesidrtspunkte angenommenen rü(/'erterhöhung an-
zweifelt. Sie vermag nidrt aufzuzeigen, daß Denkgesetze oder Erfahrungssätze ver-
letzt oder wesentlidre Tatsadren unberüd<sidrtigt geblieben seien.

In dea Verbesserungen, die durdt den Bau der Autobahn verkehrsmäßig entstanden
sind, und deren Auswirkungen hat das Berufungsgeridrt mit Redrt keine auf den
Entsdrädigungsansprudr der Klägerin anredrenbaren Vorteile gesehen.

Es ist von der Redrtspred,ung anerkannt und in neueren Gesetzen regelmäßig vor-
gesehen, daß auf die Enteignungsentsdrädigung Vorteile angeredrnet werden, die
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dem Enteigneten infolge des Eingriffs zuwadrsen (BGF{^Z 6, 27O,295; 2l ,388, 394 f ;
BGH NJ§f 1966, 1O75 i Urteil vom 2. Oktober 1967 - lll ZR 89165 : LM Art. t +

GG (CD Nr.37 a.E.; BayObLG MDR 1955,908; § 32 Abs.l BLG; § 13 Abs.1
Sdrutzbereidrsgesetzf § 17 Abs. 2 Satz 2 LBesdrG; § 93 Abs. 3 BBauG). Auszuglei-
dren sind dabei nidrt nur Vorteile, die etwa bei einer Teilenteignung durdr eine
§Terterhöhung des Restgrundstüd<s entstehen, sondern im Rahmen des Zumutbaren
alle durdr den Eingriff adäquat verursadrten Vorteile. Die Vorteilsausgleidrung setzt
audr nidrt vorausr daß der Eingriff unmittelbar und gleid'rzeitig audr den Vorteil zur
Entstehung gebradt hat, sondern es genügt, daß Sdraden und Vorteil aus mehreren
selbständigen Ereignissen fließen, wenn nur das sdrädigende Ereignis allgemein ge-
eignet war, derartige Vorteile mit sidr zu bringen, und der Zusammenhang der Er-
eignisse nidrt so lose ist, daß er nadr vernünftiger Lebensauffassung keine Berüd<-
sidrtigung mehr verdierit (BCllZ 30,29,32 f ; LM Art. 14 C,G (C0 Nr. 37 mit wei-
teren Nadrweisen).

Die Beklagte sieht anred'rnungsfähige Vorteile darin, daß durdl die Verbesserung
des Fernverkehrs die Ertragslage gewerblidrer Betriebe verbessert werde, daß der
Fremdenverkehr der Stadt zunehme und daß der Durdrgangsverkehr durdr die Stadt
entlastet werde, wodurdr die Stadt ein höheres Steueraufkommen erziele und Auf-
wendungen erspare.

Die Erleid,terung der Ferntränsporte und die erwartete Zunahme des Fremdenver-
kehrs kommen unmittelbar den beteiligten Gewerbebetrieben zugute, der Stadt
selbst allenfalls mittelbar durdr Erhöhung des Steueraufkommens, der aber wiederum
erhöhte Aufgaben und Ausgaben entgegenstehen. Zwisdren diesem Vorteil - unter-
stellt, daß er sidr verwirklidrt : und der Landabgabe besteht kein so enger Zu-
sammenhang, daß die Anredrnung billig und zumutbar wäre. Die Stadt hätte den
Vorteil genauso, wenn der Stadtwald Eigentum eines Dritten wäre. Sie könnte dann
nidrt im §/ege des Vorteilsausgleidrs gezwungen werden, einen Beitrag zu den
Kosten der Autobahn zu leisten. Das aber wäre der Fall, wenn sie für das bean-
sprudrte Gelände weniger als dessen §7ert erhielte, und kann ihr ebensowenig zv-
gemutet werden, wie einem Dritten, wenn dieser zufallig Eigentümer der in An-
sprudr genommenen Flädren gewesen wäre.

Ihre Behauptung, die Klägerin habe Kosten für die Unterhaltung ihrer Durdrgangs-
straßen erspart/ weil diese durdr den Bau der Autobahn entlastet worden seien, hat
die Beklagte nidrt auf nähere Angaben gestützt. Unstreitig war die Klägerin seit dem
l. Januar 1962 nidrt mehr Trägerin der Straßenbaulast für ihr Gebiet durdrziehende
Bundesstraßen, weil sie nicht mehr als 50 000 Einwohner hatte (5 5 des Bundesfern-
straßengesetzes vom 6. August 1953 - BGBI I 903 -; Art. t Nr. 3 a, 6 des Ande-
rungsgesetzes vom 10. Juli 1961 - BGBI I 877)- Es ist daher nidrt ersidrtlidr, daß
die Klägerin in der Zeit von der Inbetriebnahme der Autobahn im Jahre 1961 bis
zum Ende dieses Jahres Ausgaben erspart hat, die sie ohne den Bau der Autobahn
für die Durdrgangsstraßen hätte aufwenden müssen. Es fehlt deshalb sd'ron an den
tatsädrlidren Voraussetzungen für die Annahme eines auszugleid,enden Vorteils;
auf die Frage, ob die Anredrnung redrtlidr möglidr wäre, kommt es daher nidrt
mehr an.

Bo.
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Das neue Dienstgebäude des Katasteramtes Brake

VonVermessungsamtmann A. H e ck e nb e r g, KatasteramtBrake

Das Katasteramt Brake hat am 8. September 1969 ein neues Dienstgebäude bezogen,

das nadr einer Bauzeit von etwa 22 Monaten fertiggestellt wurde'

Die Planungen für einen Neubau reid,en bis in das Jahr 1933 zurüd<, atrs im Zuge

der oldenbrirgisdren Verwaltungsreform das Katasteramt Nordenham aufgelöst-und

mit dem Katalsteramt Brake zusammengelegt wurde. Zu dieser Zeit wurde ein Bau-

platz vom Land Oldenburg angekauft, es sollte mit dem Amtsgeridrt zusammen ge-

taut werden. Beide Diensistellin waren in einem ehemaligen Sdrulgebäude unter-

gebradrt. Der geplante Neubau wurde nidrt verwirklidrt, auf dem vorgesehenen

Flatz steht heutä ein Sdrwesternwohnheim des Kreiskrankenhauses.

Nadr dem zweiten \(eltkrieg mußten Katasteramt und Amtsgeridrt das von ihnen

benutzte Gebäude räumen, di die katholisdre Volkssd,ule wieder darin untergebradrt

werden sollte. Für kurzeZeit waren Räume in einem Haus an der Braker Kaje afi-

gemietet worden, die jedoch wegen der Li&Werhältnisse sehr unzwed<mäßig warefl.

§drti.ßtidl wurden 1948 Räume im Zentrum der Stadt in einem Privathaus an der

Breiten Straße von der Stadt Brake zur Verfügung gestellt. Zeitweilig war das Ka-

tasteramt hier in drei Cebäuden untergebradrt. Umbaupläne für das ehemalige

Zollamtsgebäude am Binnenhafen wurden in Arbeit genommen aber_ wieder auf-

gegeben,- da Lage und Größe des Gebäudes nidrt zufriedenstellend waren. Als

igOS ai. Sdrornsteine im alten Dienstgebäude, in dem noch in jedem Zimmer ein

Kohleofen zu bedienen war, durdr den Brandverhütungsingenieur des l:ndkreises
für nidrt feuersidrer erklärt wurden, mußten die Planungsarbeiten mit Nadrdruck

anlaufen. Mit Edaß des Finanzministers vom 21.3.1966 wurde das Staatshodrbau-

amt I Oldenburg mit der Aufstellung des Bauentwurfs beauftragt. Es sollte für die
Polizeidienststellen in Brake, die ebenso unzureidrend untergebradrt waren, mit-
gebaut werden.

Von der Stadt Brake wurde im sogenannteri ,,Behördenviertel" der letzte nodr
freie Bauplatz zur Verfügung gestellt und vom Land angekauft. Hier waren bereits
das Amtsgeridrt, das Gesundheitsamt, das Rathaus, das Kreisamt und sonstige
öffentlidre Gebäude wie AOK, Kreishandwerkersdraft, Gemeindehaus der ev.
Kird're u. a. gebaut worden. Im November 1967 wurde mit den Neubauten für das

Katasteramt und die Polizei begonnen.

Das Baugrundstüd< ist wegen seiner Verkehrslage und der Nadrbarsd-raft zu den
genannten Dienststellen vorzüglidr geeignet. Die Entfernung zum Bahnhof und zur
Innenstadt beträgt 5-10 Minuten Fußweg. Die Baugrundverhältnisse waren -wie überall im Stadtbereidr - so ungünstig, daß eine künstlidre Gründung mit
Stahlbeton-Rohrpfählen und Gründungstiefen von 20 m und mehr (vereinzelt bis
32 m) erforderlidr wurde. Der Grundwasserspiegel liegt bei 0,5 m unter Gelände-
höhe + 0,0 m NN). Aus diesem Grunde und wegen einer möglidren Uberflutungs-
gefahr wurde auf den Bau eines Kellergesdrosses verzidrtet.

Das Katasteramt ist in einem langgestred<ten dreigesdrossigen Baukörper unter-
gebradrt. Die Haupteingänge für das Katasteramt und die Polizeidienststellen lie-
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gen sidl gegenüber unter einem offenen Zwisdrenbau. AIs Absdrluß der Gpbäude-
anlagen liegt im Osten an das Rathausgrundstüd< angrenzend ein eingesdrossiger
langgestred<ter Baukörper, der die Garagen und die §Tasdrhalle der Polizei enthält.
Die Hausmeisterwohnung ist in einem gesonderten Fladrbau untergebradrt, der durdr
einen Verbindungsbau, in dem sidr Nebenräume der Polizei und der Fahrradraum
des Katasteramtes sowie ein Abstellraum für den Hausmeister beftnden, an das
Polizeigebäude angebunden ist. Auf diese §7eise ist eine klare Trennung der Be-
reidre des Katasterimtes und der Polizei erzielt.

Das Bauwerk ist in dem in der §/esermarsdr heimisdren Ziegelmauerwerk mit Stahl-
beton-Tragekonstruktionen erridrtet. Die sidrtbaren Mauerwerkflädren sind als
Fugmauerwerk ausgeführt. Bis auf das Gebäude der AOK, das in Stahlbetonskelett-
konstruktion mit teilweiser Fliesenverblendung erbaut wurde, sind die übrigen Ge-
bäude in der Nadrbarsdnft ebenfalls in Ziegelmauerwerk eridrtet.

Im Erdgesdroß des Katasteramtsgebäudes sind die Erdgas-Heizungsanlage für den
gesamten Gebäudekomplex, eine Doppelgarage des Katasteramtes, sowie je ein
Lagerraum, rVerkraum, Aufenthaltsraum für die Vermessungsgehilfen, Ardriv,
Lidrpausraum, Kopierraum und ein Repro-Raum untergebradrt. Außerdem ist
neben dem \7C-Herren eine Dusdranlage installiert. Im Erdgesdroß wurden über-
wiegend atrte Geräte und Ausstattungsgegenstände wiederverwendet.

Die Densträume, die im allgemeinen sdrlidrt und ohne jeglidren Aufwand für Re-
präsentation gehalten sind, liegen im I. und II. Obergesdroß. Sie bestehen in der
Regel aus 2 Fensteradrsen, sind gleid'r groß (18,5 qm) und für 2 Bedienstete gedadrt.
Der Fußboden in den Diensträumen besteht aus Linoleumbelag, im übrigen sind
Betonwerksteinplatten und Steinzeugplatten verwendet.
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Die Beleudrtung durdr Leudrtstoffröhren ist so gut, daß selbst für Zeidren- und

Kartierarbeiten die Ausleudttung durdr die Ded<enbeleudrtung ausreidrt. Audl
für die Einridrtung der Diensträume wurde ein großer Teil der vorhandenen Aus-

stattungsgegenstände wieder verwendet.

Im I. Obergesdmß sind die Bediensteten der Aufgabengebiete.des verme-ssungstedr-

nisd.ren Iniendienstes und des Aufgabengebiets 33 (Fortführung und Auszüge)

untergebradrt, während das II.. Obergesdroß die Amts- und Gesdräftsleitung, die

Gesdüftsstelle des GutachteraussdrussCs, Räume für Lehdinge, einen Cästeraum und

ein Sitzungszimmer aufnimmt. Einer der Räume für Lehrlinge besteht aus 4 Adrsen,

in ihm köirren Personalversammlungen abgehalten werden. Alle Zimmer haben

untereinander Verbindungstüren, so daß die Möglidlkeit gegeben ist, jederzeit

Raumgruppen zu bilden, in denen Mitarbeiter eines Aufgabengebietes zusammen-

gefaßt werden können.

Die Treppenhalle hat Vände im Fugmauerwerk und Treppenstu_fen aus Betonwerk-

steinen auf Stahlbetontfägeri. Das Treppengeländer ist aus Hohlraumproftlen in

Leidrtmetal,l gefertigt. Die Treppenhalle wirkt trotz geringen Lichteinfalls im Ein-

gang großzügig. Im i. Obergesdroß der Treppenhalle ist eine §Tartehalle eingeridrtet,

i* il. Ob.rgis-droß der Treppenhalle beffndet sidr ein Aufenthaltsraum für die Be-

diensteten -it d". Möglidrkeit zum Essenwärmen und -einnehmen und der Bereitung

warmer Getränke.

In allen Diensträumen haben die Fenster Jalousetten, so daß die Belidrtung für jeden

Arbeitsplatz gut regulierbar ist. Es hat sid'r als nadrteilig erwiesen, daß am Ende oder
im letzten Drittel der Flure kein weiterer Aufgang gebaut wurde. Das Katasteramt

hat sidr während der Planung darum bemüht, der §üunsdr war aber nidrt zu ver-

wirklidren, da das eine Verlängerung des Gebäudes in der Nord-Südausdehnung
bedingt hätte. Dafür war aber wegen der einzuhaltenden Grenzabstände kein Platz
vorhanden.

Am 25. April 1970 hatten Katasteramt und Polizei zu einem ,,Tag der offenen Tür"
eingeladen. Zum offrziellen Teil am Vormittag waren 90 Behördenvertreter er-
sdrienen, die vom Leiter des Katasteramtes begrüßt und ansdrließend in mehreren
Gruppen durdr beide Dienststellen geftihrt wurden. Dabei hatten sie Gelegenheit,
neben den Diensträumen audr die Arbeitsgebiete beider Behörden kennenzulernen.
Am Nadrmittag waren über 1000 Erwadrsene und über 500 Jugendlidte zu Gast, die
ebenfalls in Gruppen von den Amtsangehörigen durü die Räume gefüürrt wurden.
Das Interesse der Besudrer an den Erklärungen, die zu Karten und Luftbildern, Ge-
räten, Einridrtungen und Arbeitsmethoden gegeben wurden, war erstaunlidr.

Das Katasteramt ist hausverwaltende Behörde für den gesamten Gebäudekomplex.
Mit der Unterbringung in dem Neubau sind die seit langem geäußerten und von
allen Stellen als beredrtigt anerkannten §7ünsdre des Katasteramts erfüllt worden.
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Buchbesprechung

Meikel/lmhof/Riedel,,,Grundbudrredrt - Kommentar zvr
Grundbudrordnung", Band III, 3. Lieferung, 6. neubearbeitete
Aufl age, S. 2499-27 97, Croßoktav.

J. Sdrweitzer Verlag Berlin 1969, br. DM 68,-

Die erste und zweite Lieferung des §Terkes wurden in Heft lllgT}bzw. ?ll9ZO
besprodren. In der jetzt vodiegenden dritten Lieferung sind die ss 7l-124 GBO
kommentiert worden. Im Vierten Abedrnitt werden die Besdrwerde (s§ 71-77) so-
wie die ,,weiteren Besd'rwerde" (ss 73-81), im Fünften Absd-rnitt ,,Verfahren des
Grundbud'ramts in besonderen Fällen", und zwar der Grundbuchberidrtigungszwang
(§§ 82-83), die Lösdrung gegenstandsloser Eintragungen (ss 34-89) sowie die Klar-
stellung der Rangverhältnisse (§§ 9O-1 15) und im Sedrsten Absdrnitt die Ubergangs-
und Sdrlußbestimmungen (§§ 116 ff) behandelt. Für die Vermessungs- und Kataster-
verwaltung ist die Lösdrung von gegenstandslosen Eintragungen insofern von Bedeu-
tung, als die Katasterämter für den Nadrweis der Gegenstandslosigkeit herangezogen
werden und audr die Grundbuchämter von ihnen auf gegenstandslose Eintragungen
hingewiesen werden können. Von besonderem Interesse sind außerdem für gnseren
Bereidr die im Sechsten Absdrnitt enthaltenen landesrechtlidren Vorbehalte, die auf
das Einführungsgesetz zum BGB zuritd<gehen und in erstaunlidrer Anzahl existieren.
Für Niedersachsen ergeben sidr zu § 117 gegenüber dem auf 1969 bezogenen stand
des Kommentars Anderungen auf Grund folgender neuerer Redrtsvorsdrriften: Ge-
setze zur Anderung und Ergänzung des Niedersädrsisdren rvassergesetzes vom 6. 5.
nnd 25. 6. 1970 (Nds. GVBI. S. 153 und 265), Niedersädrsisdres Realverbandsgesetz
yom 4. 11.1969 (Nds. GVBI. S. 187), Niedersädrsisdres Ausführungsgesetz zum
BGB vom 4.3.1971 (Nds. GVBI. S.73) und Verordnung über die Umsd.rreibung
der Forstgrundbüdrer vom 6. 7. t97O (Nds. GVBI. S. 288).

Aus einer in diesem Zusammenhang angebradrten Bemerkung der Kommentatoren
könnte oder sollte man sogar einen Vorwurf herauslesenr ,,1Ä Katasterredrt ist seit
1945 eine sehr zersplitterte Red-rtslage, da das Landesredrt überwiegend maßgebend
ist."

Kaspereit
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Personalnac]rricjrten
(auch zur Laufendhaltung der Personalliste bestimmt)

Beamte des höheren Dienstes

I. Ernannt:
zu VmDir.:
VmOR. Mud<e, KatA. Salzgitter . 30. 10.71)

,, Vorthniann, KatA. Salzgitter . 18. 12.70
,, Sdrlehuber, Mdl .21. 4.71
,, Hstner, LVwA - LVm - .19, 5.71

zu VmOR.:
Nienburg 17. 8.70VmR. Baumgarte, KatA.

,, Dr. Brill, ,,

, Schulte t ,t

,t Helke, ,

Holzminden o . . . . . . . . . . . . . . . 1. 2.71
Verden o . . . o . . . . . o . . . . . . . .28. 4.71
Osnabnid< . . o . . . . . . . . . . . . 3. 5.71

zu VmR.:
VmAss. Weiß, KatA. §(olfsburg .20. 8.7O

,, Harbort, KatA. Northeim . .27. 8,70
,, D..Bauer, LVwA - LVm - .27,11,70

zu VmAss.:
AssVmD. Grundmann, KatA. Syke l.lO.7O

,, §fllnter, ,, Hannover l.1O,7O
,, Gomille t , lurgdorf . 19. lO,7O

,, Meyer, ,, Salzgitter l.ll.7o
,, Möller, ,, §(i'ilhelmshaven . 16, ll.70
,, Bölke, ,, Osnabrüd< 1, 4.71
, Jahr, ,, Osnabrüd< 1. 4.71
,, Langenberg, ,, Götdngen l. 4.71
,, Meyer, ,, Cloppenburg . l. 4.71
;, Bednarzik, ,, Osterholz-Sd'rarmbed« 1, 5.71
,, Strerath, ,, Lingen 1. 5.71

II. [Ibertragung eines Amtes der Bes.-Gr. A 14

mit einer Stellenzulage nach Fußnote I LBesO:

VmOR. Augusdn, KatA. Lüneburg 1. 10.70

III. Versetzt:
VmOR Augustin von der Reg. Lüneburg an das KatA. Lüneburg 21. 9.70

,, Dr. Neised<e vom KatA. Salzgitter an das KatA, tU7olfenbüttel 1,12.70
,, Vorthmann vom KatA. §flolfenbüttel an das KatA. Salzgltter . 1.12.70

VmR. Blömer vom KatA. Burgdorf an die Reg. Lüneburg l.lO.7O
,, Harbort vom KatA. Northeim an das KatA. Hildesheim l, 5.71

VmAss. Engelke vom KatA. Göttingen an das KatA. Northeim l. 4.71

IV. Beurlaubt:
VmR. Dr. Bauer, TU Hannover 1. 8. 66 bis 3. 1. 71
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V. In den Ruhestand getreten (§ 5l NBG):

VmDlr. Mud<e, KatA. Salzgitter . . . . 30. 11.70
VmOR. Hoyer, ,, Oldenburg . . i . .31. 10.70

,, Brakhage, ,, Bersenbrü& . . . .31. 3.71
,, Wagner, ,, Alfeld .3O, 4,71

M. Verstorben:
VmOR. Mündr, KatA. Lüneburg . .21. 5.70

Beamte des gehobenen Dienstes
I. Ernannt:
zu VmOAmtm.:
VmAmtm. 

[".i,:?:,

zu VmAmtm.:
VmOInsp. Fudrs,

t, Joswig,
, Ellermann,

',', ffi;:lsdrmidt,
,, Tomoor,

zu VmOInsp.:
vmrnsp. BPl*ll*,

, rVeltring,

, Baumann,

'r', ?jl},:;,
'r', $:lä;",
, Unger,

zum KartOlnsp.:
Kartlnsp. Herrmann,

zu Vmlnsp.:
Vmlnsp. z. A. Höft,

,t Taphorn,
o, Hutftlter,

VmHSekr. Kreuzkaffip,
,",,1'o.z.A. 

m;1,
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KatA. Lingen o . . . r . . . . . . . . . 18. 5.71
,t Stade . . . . . . . . . . . . . .21. 5.71

KatA. Fallingbostel . . . . ... . . . .15,12,70
Reg. Hildesheim . . . . . . . . . . . . 1. 2.71
KatA. Hameln. . . . . . . ... . . 1. 3.71

, Sulingen . . . . . . . . . . . . . 1. 3.71
, Lingen . . . . . . . o . . . . 18. 5.71
t, Bersgnbrü& . . . . . . . . . . . . 18. 5.71

KatA. Bremervörde . o . . . . . . . . .17.8,7O
, Cuxhaven . . o . . . . . . . . 17. 8.7O

z. Z. für Aufgaben der Entr,v.-Hilfe beurlaubt t3. 10.70
LVwA - LVm - . . . . ! , . o . . . . . .22. 10.70
KatA. Brake. . . . . . . . . . o . . . .26. ll.7O

t, Osterode.. o..........5. 1.7
,, Sulingen . . . . . . . . . . . . .26. 4,7
t, §Tittmund . . . . . . . . . . . .26. 4.7
, Hannover. . . . t . . . o . . . .26, 4.7
,, Norden o . . . . o . . . . . . . . 1. 5.7

LVwA-LVm-. . . . . . . . . . . . ... . 1. 5.7
Reg. Auridr . . . . . . . . . . . o . o 1. 5.7
KatA. Lüdrow . . . . . . . . . . . o I 5.7

, Auridr . . o . . . . . o . . . 1. 5.7
t, §ürittmund . . . o . . . . o . . . 1. 5.7

LVwA-LVm-. . . . . . o . . . . . . .12. 3.71

KatA. Sulingen . . . . . . . . . . . . .

t, Cloppenburg . . . . . . . . . . o

,t Nienburg . . . . . . . . . . . . .

,,Hildesheim.....oo.
,Osnabnid<.o........

LVwA-LVm-. . . . . . . . . . . . . .

,l ll . . . . . . . . . . . . . . .

26. 4.70
29. 8.70
6. 1o.70

15. 10.70
26. 10.70
30. 10.70

| . 11.70
25. 4.71



zu Vmlnsp. z. A.:
Vmlnsp.-Anw. Müllmann,

, Klassen,
, Sprenger,: mfl{l-
, Heilgermann,

7.69
9.70

10.70
10.70
11.70
11.70
11.70
tt .70
12.70
4.71
4.71
4.71
4.71
5,71
7.71

Reg.

n
t,
n
n
il

lt

II. Abgeordnet:
VmOInsp. Ihlo vom KatA. Friesoythe an das Nds. Mdl 1. 11 .70 - 31.3.71

III. Versetzt:
VmOInsp.

tl

Vmlnsp. z. A.
lt
n

,,
n
n
It

Vermlnsp.
Vmlnsp. z. A.

n

VIII. Verstorben:
VmAmtm. Sdrröder, KatA.
VmOInsp. §ü'eiland, KatA.
VmOAmtm. Flentie, KatA.

Cloppenburg . . . . . . . o . . . . .22. 9.7O
§Tolfenbtittel . . . . . . . o . . . 5. 2.71
Osnabnicl< . o . . . . . . 7. 5.71

Meyer, Heinridr vorn KatA. Springe an das KatA. Koblenz . 1.

Elzholz vom KatA. Salzgitter an das KatA. Braunsdrweig . . 1.

Müllmann von der Reg. Osnabrück an das KatA. Meppen . 21.
Klassen von der Reg. Aurich an das KatA. Emden . . . . . 26.
Berndmeyer vom KatA. Verden an das KatA. Cloppenburg . 1.

Gaebel vom Verw. Präs. Oldenburg an das KatA. Verden . . 1.

Stechel vom KatA. Celle an das KatA. §Tolfsburg . . . . . 1.

Sprenger von der Reg. Stade an das KatA. Stade . . . , . . 16.
Vogeliang vom KatA. Meppen an das KatA. Bersenbnid< . . l.
Tergau vom KatA. Leer an das KatA. Auridr . . o . . . 5.
Adrnitz vom KatA. Springe an das KatA. §Tolfsburg . . . . 13.
Bosse vom KatA. Helmstedt an das KatA. §Tolfenbrittel 13.
Mensing von der Reg. Osnabrück an das KatA. Springe o . 13.
Heilgermann von der Reg. Osnabrück an das KatA. Melle . 26.
Hogrefe vom KatA. Springe an die Reg. Hannover . . . . . 1.

IV. Ausgeschieden (§§ 32-34 NBG):

VmOInsp. Kremer, KatA. Osnabrü& . . . 1. 1.71

V. Ausgeschieden (§ 36 Abs. 2 Satz t NBG):

Vmlnsp. z. A. Domd<e, KatA. Peine .31. 3.71

VI. Ausgeschleden (§ 38 NBG):

VmOInsp. Bud<, Reg. F.Iannover 9. lO,7O

VII. In den Ruhestand getreten (§ 55 NBG):
VmAmtrn. Sodrting, Reg. Hildesheim . l, 2.71

,, §Tisotzki, KatA. Leer .28, 2,71
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IX. In den Vorbereitungsdienst einberufen:

Name geb. am
Ing.-

Befähigung
eingestellt

am

Altmann, Siegfried
Mohle, Jürgen
Olbri&, Helmut
Sdrmidt, Heinridl
Strey, Hans-§ürerner
Brandt, Heinz
Hugenb€rg, Alfons
David, Klaus
Materne, Ed<ehard
Runge, §Talter

zu VmHSekr.,
VmOSekr. Janssen,

,t Nier,
,t Steinblo&,
, Gußmann,
, Nordbed<,
, Reetmeyer,
t. Kröger,
,t Uebersdrär,

zu VmOSekr. t

VmSekr. Sdradrtebed<,
, Böttdrer,
tt Hohn,
,t Stolz,
, Kohler,
, Gieseke,

zu VmSekr. t

VmAssist. Requardt,
, Bessey,

, Dauwald,
, Müller,
, Plank,
t, Birnbaum,
t, Kiel,
, Klammer,
, Polster,
,t Pallasdr,
, Plambed<,
, Kleemeyet,
, Trenkner,
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Hildesheim
Hildesheim
Hannover
Hannover
Lüneburg
Hildesheim
Osnabrüd<
Oldenburg
Braunsdrweig
Oldenburg

13. 6. 4g

5. 9. 48

27. 3. 42

lo. 7. 4l
5. 4. 39

6. 3. 50

19. 5. 46

4. l. 44

18. 8, 47
22.9. 45

Irrg. (grad.)

,l

t,

n

n

t,

,l

,t

n

u

1. 8.70
17. 8.70
2. 11.70
l. 2.71

10.2.71
15. 3.71

1 . 4,71
1. 4.71
1 . 4.71
1 . 4.71

Beamte des mittleren Dienstes
I. Ernannt:
zum Amtsinsp,:
VmHSekr. Hörling, KatA. Hameln l, 3.71

KatA. Auridr . . . . . . . . o . . . . . . 1. 2.71
, Leer . . . o . . o . . . . . . . . . 1. 2.71

. . . . 1. 2.71
, Syke . . . . . . . . t . . . . . . . 1. 4.71
,t Meppen . . . . . . . . . . . . . .21, 5,71
, Bentheim . . . . . . r . . . . . . .21, 5.71
,t Sogel . . . . . . . . . . . . . . . .24. 5.71
,t Oldenburg ... o..... o.1.9.70

LVwA-LVm-. . . . . . . . . r . . . . .15. 5.70
KatA. Oldenburg . . . . . . . . - . . . . 1. 8.70

t, Osnabnid< o o . . . . . . . . . . . 1. lO.7O
,r Emden . . . . . . . . . . . . . o . l. 2.71
, GOttingell . . . o . . . . . . . . . . 9,2.71

Nds.Mdl . o . . . . o o . . . . . . . . . 1. 3.71

KatA. Rinteln . . . . . . . . . . . . . . .29, 4.70
,t Fallingbostel . o . . . . . . . . . ,24, lO.7O

,, Lüchow . . . . o . . . o . . . . .24. 10.70
,t \Wolfsburg . . . . . . . . . . . . .24. lO.7O
,t Uglzen . . . . . . . . . . . , . . .24. lO.7O
t, Papenburg . . . . . o . . . . . . .28. lO.7O
, Bentheim. . o . . . . . . . . . .28. lO.7O

,, Osnabnid< . . . . . . . . . . .28. lo.7o
,, Melle . r . . . . . . r . r . . . .28. lO.7O

,t Osterholz-Scharmbed< . . . . . . . . 2, ll.7o
, Auridr . . . . . . . . e . . . . . . 2. 11.70
, Peine. . . . o . . o . . . . o . . 4. ll.7O
,t Clausthal-Zellerfeld . . . . . . . . . 7.11.70



VmAssist.
,t
n

,t
n
n
ll

,t
,t
t,
n
ll
n
n

zu VmAssist.:
VmAssist. z. A.

lt

n
ll
u
n
It
lt

u
tl
n
u
n

zu VmAssist. z.

VmAssist.-Anw.
,,

n
,l
,t

n
n
,,
,l

n
n

II. Versetztz
VmAssist. z. A.

tl
u

VermSekr.

§ürehrmzker,
Niemann,
Rönpagel,
Zieseniß,
Kohler,
Heinemeyer,
Peine,
Lünsmann,
Seedler,
Gerladr,
Mummhardt,
Ross,
Sanders,
Engelking,

KatA. Hildesheim . . . . . . r . . . . . . 7.ll.7o
, Einbeck. . . . . . . . . . . . o . . 10.11.7a
, Einbgd<. .........,...10. ll.7o
, §Tilhelmshaven o . . . . . . . . . .12. ll.7o
, §Tgsterstede. . . . o . . . . . . . . 13.11.70
, Peine. . . . . . . o . . . . . . . . 14. ll.7o
, \Wolfenbtittel . . . . . . . . . . . . l.l2.7O
, Rotenburg . . . .. . . .. . . . .28. 12.70

LVwA-LVm-. .... o..... 3. 4.71
KatA. Burgdorf . . o . . . o . . . . . .27. 4.71

t, Melle . . . . . o . . . . . . . . .29. 4.71
,r Leer . . . . . . . ! . . . . . . . 1. 5,71
, \üTittmund . . . . . . . o . o . o . 1. 5.71
t, Büd<eburg . . . . . . . . . . . . . 8, 5.71

Lünsmann, KatA.
Ja&, ,
Berndsen, ,
Eikens, ,
Rogin, tl
§7arstat, , t
Fudrs, ,
Kreis, ,
Riederich, ,
Schiller t ,
Ukena, ,l
Brinkmann, ,
Rien, ,

A.:
Kostros, KatA.
Albers, ,Bruns, ,
Schlichting, ,
Knauer t ,
Mandel, ,
Ahlbrecht, ,t
Gruschwitz, ttHoppe, ,tMeyer, ,
Sadrtleben, ttVolle, ,Bohm, ,Glatz, tt

Rotenburg . . . .. ... . o . . .30. 9.70
Brake. . . . . . . . . . o 16. 10.70
Meppen . . . . . . . . . . . . . .22. lO,7O
Papenburg . . . . o . . . . o .. .22. 10.70
Meppen . . . o . o o o o . o . . ,22. 10,70
Lingen . . . . . . . o . o .22, 10.70
Hann.-Münden . . . . . .... . . 1. 11.70
Northeim . . . . . . l.ll.70
Hann.-Münden . . . . . . . . . . . 1. 11.70
Peine, o . . . . . . 

-. . . . . . . . 1. ll.7o
Cloppenburg . . . . . . . . . .19. 11.70
§7insgn. . . . . . . . . . . . .21. 3.71
Northeim . . . . . . o . . .29. 3.71

Springe. . . . . . . . . . . . . . .14. 4,70
Vittmund o . . . . . . . . . . . .23.10.70
Aurich . . o . . o . . . . . . .23.10.70
Stadg. . . . o . . . . . . . .29. lo.7o
Soltau ........ .....30. 10.70
Vechta o. .. ,..30. lo.7o
Holzmindgn. . . . . . . o . . . 6. 11.70
Braunschweig . . . . . . . . . . o . 6. ll.7o
Einbecl<. .. .. .. . 6. ll.Z0
Hildesheim . . . . . . . . . . . . . 6. 11.70
Northeim . . . . . . . r . . . . 6. ll.70
Göttingen . . . . . . . . . 6. ll.70
Goslar . . . . o . . . . . . . . g. ll.7o
Salzgitter o . . o . . . . . . . . . . 9. 11.70

Kostros vom KatA. Springe an das KatA. Hameln . . . . 1. lo.7o
§Tarstat vom KatA. SOgel an das KatA. Lingen . . . . o . 1. 10.70
Bruns vom KatA. Aurich an das KatA. Leer . . . . o . . l.ll.7O
Gieseke vom KatA. Peine an das Nds. Mdl . . . l.l2.TO

III. In den Ruhestand getreten (§ 57 NBG):
Amtsinsp. §Tindelsdrmidt, KatA. Syke . l. 4.71
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V. In den Vorbereitungsdienst einberufen:

IV. Entlassen (§ 38 NBG):

VmAssist. z. A. Sdraper,
tt Tiedge,
,t Hake,

KatA. Alfeld(Leine). . . . .. . ... ..31. 8.70
, Alfeld(Leine).. .. . . . ... . .31. 8.70
t, Sulingen . . . . . . . . . . . . . . 15. 9.7O

Name

Ahrens, Günter
Brandt, Diether
Helmhold, Gerhard
Köster, Hans-Gerd
Löwe, Verenz
Maul, Bernd
Sdreil, Martin
Baumann, Harald
Böhmann, Gerhard
Finke, Midrael
Morgret, Kurt
Rhauderwiek, Georg
Rehn, Helmut
Sievers, Dieter
Rimkus, 'W'alter

Braunsdrweig
Hannover
Hannover
Oldenburg
Hannover
Braunsdrweig
Oldenburg
Hildesheim
Oldenburg
Braunsdrweig
Osnabrüdr
Oldenburg
Hannover
Hildesheim
Stade

eingestellt am

1,10.70
l.lo.70
l.lo.70
1. 10.70
t. 10.70
l.lo.70
l. 10.70
1 . 4.71
1. 4.71
1.4.71
1. 4,71
1 . 4,71
1. 4.71
1 . 4,71
1. 5,71

21. 4.51
23. 9.46
11. 1.50
31. 1.52
10. 1.52
2l , 10. 51

4. 2.49
13. 5.53
24. 2.52
17. 6. 52

29, 2.52
18. 6. 52

2. 4.52
7. 5. 52

12. 12.52

Angestellte der Vergütungsgruppe IV a BAT

Höhergruppiert nadr Verg.-Gr. IVa BAT:

BgVmTedtn. Vißer, Reg. Osnabnid< . . . . . . . . . . . . 1.

Itg.f.VmTedrn.Adrians, KatA. Osnabnid< .... ... o.. 1.

BgVmTedrn. Teepe, ,t Osnabnid< o . . . . . . . . . . . 1.

Ins.f.vmredrn.$:L:lr, ',1, ffillfl:::::::::::::l:

0. 69
0. 69
0. 69
0.69
0. 69
0. 69
0. 69
0. 69
0. 69

Angestellte der Vergütungsgruppe IV b BAT

Höhergruppiert nadr Verg.-Gr. IVb BAT:

Ing.f.VmTedrn. Sdrulze, KatA. Helmstedt 1. 4.68

Verstorben:
BgVmTedrn. Thormählen, KatA. Leer . 2: ll.7O
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§üreitere Nadrridrten

MinRat KonstanzertMdl,
Dr.-lng.

VmRef. Verspohl, Verw. Präs. Oldenburg,
Dr. agr.

neu zugelasseo :

Nr. 101 ObVmlng. Janßen, §7'erner, Amtssitz Leer-Loga,
Aufsidrtsbehörde Reg. Präs. Auridr

KatA. Neuenhaus neue Ansdrrift:
Oelweg 12

KatA. Helmstedt neue Telefon-Nr. 053 5l/3021 u. 3022

KatA. Leer neue Ansdrrift:
295 Leer / Ostfr., §ü/esterende 2 - 4, neue Telefon-Nr. 0491 / 44 5l

KatA. Hildesheim neue Telefon-Nr. 051 2l / 3 80 71

Prüfungsnadlridrten

Große Staatsprüfung bestanden:

VmRef.

n

n

,t

lt

ll

It

lt

It

u

,l

,t

,t

t,

ll

It

t,

tl

tt

n

t,

n

,t

,t

,t

t,

,t

Gomille, Ulriih
Gude, Hartmut
Hesse, Bernd
Peters, Heinz
§7erner, Hans-Joachim
\ü7'inter, Robert
Geßler, Jürgen
Grundmann, Ernst-Dieter
Meyne, Artur
Röser, Manfred
Rokahr, Friedrid'r
SdrOttler, Peter
Meyer, Heino
Möller, Uwe
§7ehlau, Klaus
Volff, Peter
Bednarzik, Gerhard
Bolke, Helmut
Langenberg, Dieter
Dr. Müller, Jürgen
Seiffert, §filfried
Dr. Veiser, Georg
Didszuhn, Eberhard
Jahr, Ingobert
Meyer, Folkert
Bähr, Peter
Strerath, Martin

Bez. Stade 23.

t, Hildesheim 23.

, Stade 23.

,t Braunsdrweig 23.

,t Braunsdrweig 23.

, Hannover 23.

,t Lüneburg 24.

,t Hannover 24.

t, Hannover 24,

tt Lüneburg 24.

t, Osnabnid< 24.

, Hannover 24.

, Hildesheim 30.

,t Oldenburg 30.

, Oldenburg 30.

, Oldenburg 30.

, Stade 16.

,t Osnabnick 16.

, Hildesheinr 16.

,t Hannover I (r.

, Hildesheim 16.

,t Hannover t 6.

,t Hildesheim 17.

, Osnabnid< 17.

, Oldenburg 17.

, Hannover 22.

,t Osnabnid< 22.

Pnifungstermin

70

70
70

70
70
70
70
70
70

70
70
70
70
70

70

70
7t
7l
7l
7t
7t
7t
7t
7t
7t
7t
7t

35



VmAssist.-Prüfung

VmAssist.-Anw.

bestandent

Albers,
Bruns,
Knauer,
Ahlbredrt,
Böhm,
Glatz,
Grusdr witz,
Hoppe,
Mandel,
Meyer,
Sadrtleben,
Sdrlichtirg,
Volle,

Prüfungstermin

Bez. Aurich 21. 10. 70
t, Aurich 21. 10. 70
,t Lüneburg 21. 10. 70

, Hildesheim 22. 10.70
, Braunsdrweig 22. 10. 70
, Braunsdrweig 22. 10. 70

t, Braunschweig 22. 10. 70
,t Hildesheim 22. 10. 70
, Oldenburg 22. 10. 70

, Hildesheim 22. 10. 70

, Hildesheim 22. 10. 70
,t Stade 22. lo. 70
,, Hildesheim 22. 10. 70

Stellen aus scJr rei b u n gen
(Hinweis auf Nadrridrten der Nieders. Vermessungs- und Katasterverwaltung 1969 S,9l)

Im Referat Vermessungs- und Katasterwesen des Nieders. Ministeriums des Innern
sollen einige jüngere Beamte des höheren und des gehobenen vermessungstedt-
nischenVerwaltungsdienstes vorläuffg im \7ege der Abordnung etwa sedrs Monate
beschaftigt werden. Nadr Ablauf der Abordnungszeit ist eine Versetzung voraus-
sidltlicl möglich.

Bewerbungen aus dem Bereidr der Vermessungs- rrnd Katasterverwaltung sind dem
Minister des Innern auf dem Dienstwege vorzulegen.

An der Tedrnisdren Universität Braunsdrweig ist der

Lehrstuhl für Vermessungskunde (H 4)

zum 1. Oktober 1972 neu zu besetzen.

Der Lehrstuhlinhaber ist gleidrzeitig Direktor des lnstitutes fürVermessungskunde.

Lehraufgaben,
Grund- und Aufbauvorlesungen der Geodäsie für Studenten
der Fadrrichtungen Ardritektur, Bauingenieurwesen und Ver-
messungskunde.

Forsdrungsbereich t

Ingenieurwissenschaftliche und naturwissenschaftlidre Geodäsie.

Bewerbungen mit Lidrtbild, Lebenslauf und Verzeidrnis der Veröffentlidrungen
bis zum 30. September 197 I zu riijhten an:

o. Prof. Dr.-lrg. Kl aus P ieri ck
Vorsitzender des Berufungsausschusses,, Vermessungskunde "

fechnisdre Universität Braunschweig

33 Braunschweig . Pocl<elstraße 4
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Der Herr Bundespräsident hat demLeiter der Nieders. Vermessungs- und Kataster-
verwaltung, Ltd. Ministerialrat Prof. Dr.-lng. habil., Dr.-lng. E.h. Johannes
Nittinger

das Croße Verdienstkreuz des Verdienstordens
der Bundesrepublik Deutsdrland verliehen.

Die Auszeidrnung erfolgte in §7ürdigung der Verdienste, die sidr Professor Nittinger
als Beamter und §Tissensdraftler durd'r seine Tätigkeit in nationalen und internationa-
len Cremien und als geodätisdrer Gutadrter der Bundesrepublik Deutsdrland in An-
gelegenheiten der Entwidclungshilfe in Zentralamerika, Thailand und bei den Ver-
einten Nationen um das Ansehen des deutsdren Vermessungswesens und der
Bundesrepublik in der \?'elt erworben hat.

Der Niedersädrsisdre Innenminister, Ridrard Lehners, hat die hohe Ausze'lch
nung am 7. April l97l im Rahmen eines Empfanges Professor N i tti n g e r iiber
reidrt. S&1.

Der Herr Bundespräsident hat am 10. 12. 1970 dem Vermessungsoberrat Rudoll
E I s t n e r von der Niedersädrsisdren Vermessungs- und Katasterverwaltung, z. Z.
Managua/Nicaragua,

das Bundesverdienstkreuz am Bande verliehen.

Die Auszeidrnrrng erfolgte in rJ7ürdigung der Verdienste des Beamten, die er sidr im
Rahmen der tedrnisdren Entwid<lungshilfe der Bundesregierung als Leiter des Ka-
tasterprojektes Zentralamerika erworben hat und die zu einer wesentlidren Festi-
gung des Ansehens der Bundesrepublik Deutsdrtand und des deutsdren vermes-
sungswesens inr zentralamerikanisdren Raum beigetragen haben.

sdil.

Herrn Vermessungsdirektor Rudolf Elstner, z.z. Managua/Nicaragua, ist in
Anerkennung seiner Verdienste um das Kataster in Nicaragua der Orden

,Miguel de Larre;rnagan

im Range des Kommandanten verliehen worden. Ka.

Herrn Beh. gepr. vermessungs-Tedrniker §7'iegand ist wegen seinerverdienste
um die Gewerkschaftsarbeit

das Verdienstkreuz l. Klasse des Verdienstordens

der Bundesrepublik Deutsdrland verliehen worden.

Die Auszeichnung ist Herm \7iegand, der mit Ablauf des Monats oktober 1970
infolgeErreidrung derAltersgrenze beim Katasteramt in Braunsöweig ausgesdrieden
ist, am l5.Januar l97l durdr den Präsidenten des Nieders.Verwaltungsbezirks
Braunsdrweig, Hern Prof. Dr. Thiele, überreid.rt worden. Bo.
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Einladung

Viele Anfragen lassen erkennen, daß es an der Zeit ist, das

8. Treffen

der Medersädrsisdren Vermessungs' und Katasterverwaltung

zu veranstalten.

Der bewährte Festaussdruß unter Vorsitz von Herrn Vermessungsoberinspektor

a. D. K o p p hat bereits mit den Vorbereitungen begonnen. Die stetig steigende

Teilnehmerzahl, zuletzt waren es weit über tausend Teilnehmer, erfordert es,

dazu Hannovers größten Festsaal zu wählen. Der

Kuppelsaal der Stadthalle Hannover

wird am

22. Oktober 1971

den repräsentativen Rahmen für unser Fest bieten, ohne uns ftnanziell über

Gebühr zu belasten.

Idr danke dem Festaussöuß für die Mühe, die er auf sidr genommen hat, und

wünsdre unserem 8. Treffen wiederum einen vollen Erfolg!

Hannover, im Mai 197 I

Prof. Dr.-lng. habil., Dr.-lng. E" h.

Nittinger
Ltd. Ministerialrat
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